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Die Bundesregierung will etwas ge-
gen die Massenarbeitslosigkeit tun:
das ist sehr löblich, weil überfällig.
Die Bundesregierung will zu diesem
Zweck u. a. die Städtebauförde-
rungsmittel für 1986 von ursprüng-
lich geplanten 330 Millionen DM
auf etwa 1 Milliarde DM aufstocken.
Auch das erscheint zunächst einmal
sehr lobenswert. Zusammen mit
den gleichfalls erhöhten Mitteln der
Länder und Kommunen von jeweils
650 Millionen DM stünden 1986 ins-
gesamt ca. 2,3 Milliarden DM zur
Verfügung. Mit den dadurch ausge-
lösten Privatinvestitionen würden
dann ca. 11,5-23 Milliarden DM im
Bereich der Stadterneuerung umge-
setzt werden (gegenüber vorher kal-
kulierbaren 5-10 Milliarden).

Dennoch kommt bei dieser Mel-
dung keine rechte Freude auf.
Warum nicht? Städtebau allgemein,
und Stadterneuerung besonders ist
ein „sensibler Bereich", und als sol-
cher für kurzfristige konjunktur- und
beschäftigungspolitische Initiativen
denkbar schlecht geeignet (jeden-
falls dann, wenn man sich auch noch
für die Inhalte interessiert, um die es
dabei geht und nicht nur für den
zügigen Mittelabfluß der Sonderfor-
derung). Das vergleichbare „Zu-
kunftsinvestitionsprogramm" (ZIP)
hat ja auch mancherorts eher zu hek-
tischerBetriebsamkeit als zu langfri-
stig sinnvollen Problemlösungen ge-
führt. Nicht, daß Städtebau und
Stadterneuerung die avisierte För-
derung im Prinzip nicht brauchten,
ganz im Gegenteil: folgt man neue-
ren Problemdefinitionen und Auf-
gabenbeschreibungen, die etwa die
sogenannte „Nachbesserung" der
60er/70er Jahre-Siedlungen ebenso
in dieses Aufgabenfeld eingebun-
den sieht wie das großflächige
Recycling von Industriebrachen,
einschließlich der Beseitigung öko-
logischer Zeitbomben im Unter-
grund (auf Neuhochdeutsch: „Alt-
lastenbeseitigung"), dann sind
selbst 23 Milliarden erst ein Anfang.
(Allein für die Bauschadensbeseiti-
gung des in den späten 60er Jahren
in Berlin gebauten „Märkischen
Viertels" werden nach ersten Schät-
zungen mindestens 750 Millionen
DM erforderlich sein). Was aber in
hohem Maße bedenklich gegenüber
dem plötzlichen Geldsegen stim-
men muß, sind die zu erwartenden
und zu befürchtenden Begleitum-
stände und Folgen der Programm-
abwicklung.

Verfolgt man die Diskussionen
der letzten Jahre um die Städtebau-
förderung, so durfte man allenfalls
bei optimistischen Annahmen ein
Halten der Förderungshöhe von ca.
1 Milliarde jährlich erwarten. Darauf
hatten sich die meisten Länder und
Kommunen wohl auch in ihren mit-
tel- und längerfristigen Dispositio-
nen eingerichtet. Schließlich haben
gerade die Kommunen die härteste
Sparwelle der Nachkriegsgeschichte
zur Sanierung ihrer Finanzen hinter
sich bzw. befinden sich noch mitten
darin. Und so hat ein Begriff in den
Diskussionen am Städtebau und
Stadterneuerung in den letzten Jah-
ren an Bedeutung gewonnen, ohne
den man in der Tat keine seriöse und
langfristig verantwortungsbewußte
(d. h.: die Folgen kalkulierende) Sa-
nierungspolitik machen kann: die
Verstetigung der Förderung. Jetzt
also wird das Gegenteil davon kom-
men, nämlich ein gewaltiger Ruck:
fragt sich nur, ob er letztlich nach

Kolumne Städtebauförderung

„Städtebauförderung aus der Schublade?'

vorne oder hinten gerichtet sein
wird.

Was wird passieren? Zuallererst
werden in den Städten und Gemein-
den, die sich an dem neuen Wind-
hundrennen beteiligen wollen und
können - (dazu weiter unten noch
eine Bemerkung) - die Schubladen
aufgezogen werden. Und was wird
dabei herauskommen? Eine Menge
von Plänen, teils frisch, teils ange-
staubt, teils gute, wahrscheinlich
viele schlechte, aus der Zeit unkriti-
scher Wachstumserwartungen, de-
nen ein Verbleiben an jenem dunk-
len Ort so gut tun würde, wie den
betroffenen Städten. Aber man hat
ja auf die Schnelle nichts anderes,
und schnell muß es jetzt schon ge-
hen, sonst könnten ja die konkurrie-
renden Städte A und B einen unge-
wollten Vorsprung im interkommu-
nalen Wettbewerb erringen. Also
wird manches Parkhaus-, Tiefgara-
gen-, Citycenter-, Fußgängerzonen-
und Stadttheater-Restaurierungs-
projekt fröhliche Urständ feiern.
Diese Projekte sind überwiegend
oder gar alle so unnütz und schäd-
lich wie großflächige Wohnungsmo-
dernisierungsprogramme, mit de-
nen vielerorts die gerade in Zeiten
strukturell bedingter, langandauern-
der Massenarbeitslosigkeit emp-
findlichen preiswerten Wohnungs-
teilmärkte wegmodernisiert wurden
und werden. Und genau um Woh-
nungsmoderaisierungen soll es jetzt
auch wieder vorrangig gehen. Oder
denkt man in Bonn daran, endlich in
großem Maßstab sozial verträgliche
Programme von Mietermodernisie-
rung und Selbsthilfeunterstützung
zu realisieren? Wohl kaum.

Wie überhaupt zu befürchten ist,
daß für die oben angedeuteten wich-
tigen Erneuerungsaufgaben in den
seltensten Fällen schon schnell um-
setzbare Planungsprogramme vor-
handen sind. Abgesehen davon stel-
len die eingeschliffenen Verfahren
der Förderung im Rahmen von St-
BauFG-Sanierungen ein Korsett
dar, in das Neues momentan nur
schwer hineinpaßt. Nicht zuletzt
wird es ein Kompetenzgerangel ge-
ben: sind das nicht Aufgaben, für die
wir Ressorts und Ressourcen für z.
B. Verkehr, Umweltschutz, Woh-
nungsbau haben? Ich setzte dage-
gen: wie, wenn nicht mittels der
querschnittsorientierten Städtebau-
forderung können die ökologisch
und gesellschaftspolitisch relevan-
ten neuen Problemfelder schnell,
unbürokratisch und wirksam ange-
gangen werden? Wird dennoch alles
beim gewohnten Alten bleiben?
Vielleicht können die neuen Auf-
gaben im Rahmen der Sonderforde-
rung wenigstens in planerisch an-
spruchsvollen Großversuchen vor-
bereitet werden, wenn den am Pla-
nungs- und Realisierungsprozeß Be-

teiligten dazu überhaupt noch die
Zeit bleibt.

Eine weitere Befürchtung betrifft
die absehbare Tendenz, zur Stär-
kung der Verwaltung gegenüber
parlamentarischer Kontrolle und
zum Abbau von Bürgerbeteiligung
bei Stadterneuerungsvorhaben, (die
übrigens ganz im Trend liegt, wenn
man mal die Abschnitte über Stadt-
erneuerung in den „Materialien zum
Baugesetzbuch" liest). Bis auf dieje-
nigen Schubladenpläne, die einen
gründlichen öffentlichen Diskus-
sionsprozeß schon hinter sich haben
- (und das dürften die wenigsten
sein) -, werden die übrigen Maß-
nahmen wohl im Eiltempo über die
Bühne gezogen, um ausgabewirk-
sam zu werden. Denn wieviele Par-
lamentarier werden schon die Cou-
rage aufbringen, gegen eine schlecht
beratende Maßnahme zu stimmen,
wenn dadurch ihre Realisierung ge-
fährdet würde?

Nun ein Wort zur bundesweiten
Verteilung und den strukturpoliti-
schen Effekten, die zu erwarten
sind. Da der Bund auf dem Prinzip
der Komplementärförderung be-
harrt, sind von vornherein die
finanzstarken Städte und Gemein-
den im Vorteil, die den erforderli-
chen Eigenanteil locker aufbringen
können. Und das wird dann wohl
eher Böblingen als Emden, Mün-
chen als Dortmund sein. Mit ande-
ren Worten: die Sonderförderung
läuft Gefahr, die Reichen reicher,
die Habenichtse und Problemge-
meinden mit hoher Arbeitslosigkeit
und kurzer kommunalaufsichtlicher
Leine noch ärmer zu machen. Das
Nord-Süd-Gefälle wird sich verstär-
ken, die Arbeitslosigkeit im Ganzen
vielleicht etwas vermindert werden,
in den arbeitsmarktpolitischen Pro-
blemzonen aber nur marginal, wenn
überhaupt.

Dazu noch folgender Gedanke:
Sanierungs-Insider wissen, daß für
die einzig verantwortbaren differen-
zierten und behutsamen Formen
und Strategien der Stadterneuerung
viele regionale Arbeitsmärkte kaum
noch etwas hergeben, denn dazu
braucht man Fachkräfte, die auf-
grund einer jahrelangen verfehlten
Ausbildungspolitik rar sind. Auch
das läßt befürchten, daß man mit
grobem Gerät anrücken wird, das
auch von Un- und Angelernten be-
dient werden kann. Das heißt wei-
terhin auch: alle mühsamen Versu-
che, Stadterneuerung kostengünsti-
ger, und damit auch bewohnerorien-
tierter zu machen, geraten in akute
Gefahr, von der schnellen Geld-
welle in die Papierkörbe gespült zu
werden. Wer soll denn daran (außer
den Mietern, die in diesem Spiel
ohnehin die schlechtesten Karten
haben), noch Interesse haben, wenn
wieder geklotzt statt gekleckert wer-

den darf?
Was kann oder sollte denn nun ge-

schehen, um die befürchteten Fol-
gen des plötzlichen Geldsegens in
Grenzen zu halten? Zuallererst sind
Bund und Länder gefordert, klare
strukturpolitische Prioritäten zu set-
zen, wenigstens für den Sonderför-
derungsanteil, der über den ur-
sprünglichen Ansatz hinausgeht.
Das heißt konkret: die Böblingens
und Münchens bekommen nichts,
die Emdens und Dortmunds das
Doppelte. Das bedeutet natürlich
auch: das Beharren auf der Komple-
mentärförderung muß hinsichtlich
des Gemeindeanteils - bis auf eine
symbolische Summe - im Falle
finanzschwacher Gemeinden aufge-
geben werden. Sodann müssen die
Erneuerungsaufgaben schnellst-
möglich neu definiert und plane-
risch sorgfältig vorbereitet werden.
Dazu hat z. B. Karl Ganser für Nord-
rhein-Westfalen mehrfach beden-
kenswerte Anregungen gegeben,
ebenso wie man aus Modellen der
Altbau-IBA (Hämer) oder aus
Nürnberg-Gostenhof schnell lernen
sollte, um nur einige stellvertretend
für leider noch spärliche, zukunfts-
weisende Lösungsansätze zu nen-
nen. Dazu sollte es auch möglich
sein, das Städtebauförderungsge-
setz flexibel im Sinne „einfacher"
Stadterneuerung einzusetzen - die
Novellierungsdiskussionen laufen ja
ohnehin in diese Richtung.

Warum soll eine Sanierungsmaß-
nahme in einer lärm- und abgasge-
schädigten Großstadt nicht in der
städtebaulichen Integration von
Hauptverkehrsstraßen bestehen?
Das förmlich festgelegte Sanie-
rungsgebiet wäre dann z. B, 3-5 km
lang und 100-200 m breit. Zugege-
ben: das wäre schon ungewöhnlich,
aber was spricht eigentlich dagegen?
Oder warum sollten nicht großflä-
chige Bodenentsiegelungs- und
Stadt-„Verwaldungs"-Programme in
smoggefährdeten Städten unter die-
sem Namen laufen? Das gilt ebenso
für flächendeckende Verkehrsberu-
higungsmaßnahmen wie Tempo-30-
Zonen. Die dazu sicher nötigen
Kontrolleure und „Hilfspolizisten"
könnten selbstverständlich auch aus
Städtebauforderungsmitteln finan-
ziert werden - als „Beauftragte" der
Städte und Gemeinden. Das schafft
auf einen Schlag eine Menge Ar-
beitsplätze, und das nicht nur für
Bauarbeiter.

Was las man doch gerade in der
Frankfurter Rundschau? Ein groß-
angelegtes, durchgeplantes System
für bewohnerorientiertes Plaketten-
parken im völlig zugeparkten Sach-
senhausen wird nicht kommen, weil
die Stadt Frankfurt die notwendige
Einstellung von 32 Hilfskräften
scheut. Herr Wallmann: das wäre
doch eine schöne Profilierungs-
chance als neuer Städtetagspräsi-
dent, wenn Sie das unter dem
Signum StBauFG-Förderung durch-
setzen könnten. Oder vielleicht
nicht? Und auch für Herrn Minister
Schneider, dessen Ministerium ja zu-
nehmend unter Legitimationsdruck
geraten ist, müßte es doch ein An-
reiz sein, unkonventionelle Formen
von Städtebauforderung zu.erpro-
ben, die sich auf die Überle-
berischancen seines Ministeriums
günstig auswirken könnten. Oder
vielleicht nicht?
Man wird sehen!

Christian Kopetzki



Urbanistica Nr. 78, Frühjahr 1935
Die italienische Zeitschrift Urbani-
stica ändert mit der 78. Ausgabe, der
ersten im Jahr 85, die Redaktion und
den Herausgeber. Es handelt sich
dabei nicht um irgendeine Zeit-
schrift: Urbanistica hat nicht nur die
Entwicklung des Städtebaus in Ita-
lien verfolgt und sichtbar gemacht,
sondern sich besonders in den fünf-
ziger und sechziger Jahren mit der
Entwicklung des Städtebaus identi-
fiziert, daß sie in beinahe exklusiver
Weise zum Träger und Sprachrohr
des italienischen Städtebaus im
Ausland wurde.

Gegründet 1932 als zweimonatig
erscheinendes Blatt der piemontesi-
schen Regionalabteilung des Natio-
nalen Städtebaulichen Instituts,
wurde sie zwei Jahre später das offi-
zielle Organ der INU (Istituto Nazio-
nale Urbanistica). Aber erst seit
1949 wurde Urbanistica unter der
Leitung von Adriano Olivetti, dem
Mäzen unter anderem des Planes
von Ivrea und Giovanni Astenco als
Chefredakteur, eine der Angelpunk-
te deritalienischen Architekturland-
schaft der Nachkriegszeit. Der we-
sentliche Beitrag von Olivetti be-
stand in der wissenschaftlichen Be-
gründung des Städtebaues. Er sollte
in der Hand der örtlichen Verwal-
tungen zum Instrument sozialer
Neuorganisationen werden. Gibt es
eine Planung, die nicht im Gegen-
satz zu den Prinzipien der Demokra-
tisierung der Verwaltung steht? - so
könnte man die Zielsetzung von da-
mals umreißen.

In dieser Zeit spielte die Zeit-
schrift im Gründungsprozeß der
städtebaulichen Disziplin in Italien
eine fundamentale Rolle. Als offi-
zielles Organ der INU war sie auch
Begründer kultureller und politi-
scher Initiativen, die Städtebauge-
setzgebung zu verändern.

1960 starb Olivetti, 1977 verließ
Astenco die Redaktion der Zeitung.
Es waren die Jahre der Krise des ita-
lienischen Städtebaus, der anfing
seine eigenen Grundsätze, seine
Idee der Rationalität und seine Rolle
in der Gesellschaft in Frage zu stel-
len. Der Fortschrittsglaube begann
zu verblassen.

Mit den Kommunalwahlen 1975
erhielt zum erstenmal eine Anzahl
größerer Städte eine linksgerichtete
Stadtverwaltung. Damit sah sich
auch die fachliche Diskussion ge-
zwungen sich mit den Realitäten
auseinander zusetzen, was nicht im-

| mer in befriedigender Weise ge-
schah.

Zur Festlegung der neuen redak-
f. tionellen Richtlinien von Urbanisti-

ca im Herbst 84 in Stresa, unter-
trich Edoardo Salzano, der Präsi-
lent der INU und Stadtratsmitglied
ür Städtebau in Venedig (PCI)
nochmals, daß es heute auf dem Ge-

' biet des Städtebaues keine allge-
meingültigen Regeln mehr gebe,
stattdessen, besonders im Bereich
der lokalen Verwaltungen, verän-
derbare und von einander abwei-
chende Erfahrungen. Für diese um-
angreiche Aufgabe will sich die
leue Zeitschrift als Bezugs- und
)rientierungspunkt anbieten, als

Ort des Informations- und Erfah-
rungsaustausches, aber auch als Ort
präziser Dokumentation neuer be-
zeichnender Entwicklungen auf
Jem Gebiet der Stadt- und Kommu-
nalplanung im Ausland.

Der neue Direktor der Zeitschrift
heißt Bemardo Secchi. Er war Dekan
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der Architekturfakultät des „Politec-
nico di Milano" und ist Städtebauer
und Ökonom. In den letzten Jahren
beschäftigte er sich mit der kriti-
schen Revision der Anfänge des
Städtebaues (Racconto urbanistico,
Einaudi, 1984, Turin). Indem er die
Analyse der interdisziplinären Dis-
kussionen bis zum Anfangspunkt
zurückverfolgt, legt er die ethischen
und normativen Charaktere der Zie-
le und Instrumente des Städtebaues
bloß. Und es war gerade dieser nor-
mative Anspruch an die Technik des
Eingriffes, der gegenüber der Reali-
tät nicht standhielt. Heute erschei-
nen die städtebaulichen Resultate
nicht mehr so leichtfertig übertrag-
bar auf verschiedenartige Situatio-
nen. Der Städtebau muß sich viel-
mehr mit den Problemen, Verschie-
denheiten und Besonderheiten der
verschiedenen städtischen Realitä-
ten auseinandersetzen.

Das neue Ziel der Zeitschrift kann
nach Meinung von Bernardo Secchi
nur darin bestehen, das Neue zu
signalisieren, es an Hand verschie-
dener Beispiele aufzuzeigen und die
Spezifität der verschiedenen Situa-
tionen hervorzuheben.

Das Heft 78 der neuen Zeitschrift
behandelt die Beziehung zwischen
Stadt und Bahn, den Regulierungs-
plan von Bologna, den Plan des hi-
storischen Zentrums von Palermo,
den Zusammenhang produktiver
Dezentralisierung und technologi-
scher Innovation in den USA und
die Traditionen von architektoni-
schen und städtebaulichen Wettbe-
werben. Die darauffolgende Ausga-
be wird sich unter anderem mit der
Planung kleiner Stadtzentren und
dem Entwurf von Quaronis für die
Tabakfabrik in Bologna beschäfti-
gen

Die Zeitschrift, die vierteljährlich
erscheint, ist in ihrer Aufmachung
sicherlich bescheidener als zu Zei-
ten von Astengo und dem Mäzena-
tentum von Olivetti. Was nicht dage-
gen spricht, daß die neue Urbanisti-
ca in einer Phase der Rückbesin-
nung, die die aktuelle ital. Städte-
baupraxis kennzeichnet, ein wichti-
ges Ereignis ist: ein weiteres mal
scheint Urbanistica in der Entwik-
klung der städtebaulichen Disziplin
den Ton im Land mit anzugeben.

Ludovica Scarpa
Übersetzung: Reinhard Lepel

CasabeUa Nr. 508,
Dezember 1984
Die Diskussion über die Zukunft
der Stadt Mailand macht dieses
Mal den Schwerpunkt von Casa-
bella aus. Kürzlich hat die Stadt-
verwaltung der Öffentlichkeit ein
Dokument vorgelegt, das sog. do-
cumento direttore, das den Rahmen
der künftigen städtebaulichen Pla-
nung aufzeigen soll. Rückgrat der
Entwicklung ist der Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrssystems,
d.h. die Trassierung der U-Bahn-
Linie Nr. 3 sowie eine Wiederbele-
bung alter Eisenbahnstrecken als
S-Bahn-Linien (das sog. progetto
passante). Entlang dieser Verkehrs-
achsen hat man unterschiedliche
städtische Bereiche lokalisiert, in
denen Eingriffe erfolgen sollen.
Die Einzelmaßnahmen sind im
Rahmen sog. progetti d'area (Stadt-
teilentwicklungspläne) teilweise
schon als detaillierte Vorschläge
ausgearbeitet worden. Die Grund-
züge der Planung gehen von einem
weiteren wirtschaftlichen Wachs-
tum und vor allem einer zunehmen-
den Ausbreitung des tertiären Sek-
tors aus. In der Auseinandersetzung
um dieses Planungsdokument, in
der Casabella sowohl Vertreter der
Stadtverwaltung als auch deren Kri-
tiker zu Wort kommen läßt, geht es
insbesondere um drei Aspekte:

1) um das in der italienischen Pla-
nungspraxis recht neue Instru-

ment des progetto d'area: Inwieweit
handelt es sich hierbei noch um ein
Städte baulich/stadtplanerisches
Instrumentarium mit recht allge-
meinen Festlegungen bzw. inwie-
weit fordert der kleine Maßstab die-
ser Projekte schon präzise architek-
tonische Festlegungen? (eine ähnli-
che Debatte wie sie auch in der Bun-
desrepublik in Bezug auf den Stadt-
teilentwicklungsplan erfolgt ist)
2) um die Konzeption der regiona-

len Verkehrsinfrastrukturen, die
zum Teil aus Überlegungen, die
noch aus den sechziger Jahren stam-
men, basiert
3) um die konkreten architekto-

nischen Vorschläge für zwei
Stadtbereiche, das Messegelände
(Fiera-Porteüo, eine MegaStruktur
der Dienstleistungen) und den Be-
reich um den Hauptbahnhof (Gari-
baldi-Republica, Hochhaustürme in

einem Grünzug für Fußgänger ver-
teilt). Casabella bemängelt, daß bis-
lang alle Vorschläge vom Reißbrett
der Mitarbeiter der Stadtverwaltung
oder ihr nahestehender Architekten
stammen und keine nationalen oder
gar internationalen Wettbewerbe
ausgeschrieben wurden. Guido
Canella wirft in seinem Beitrag der
Stadt Mailand vor, daß sie mit dieser
Planung dem Bild eines Frankfurt,
Boston oder Manhattan nacheifere
und dabei die eigentliche städtebau-
liche Identität verliere bzw. im
besten Fall das historische Stadtzen-
trum zu einer musealen „Akropolis"
degradiere.

Ein weiterer Beitrag ist ebenfalls
Mailand gewidmet: und zwar den
Theaterbauten für das Piccolo
Teatro, die aus einer Zusammenar-
beit zwischen dem Architekturbüro
Marco Zanuso und Italiens wohl
renommiertesten Theaterregisseur,
Giorgio Strehler, resultieren. Das
kleine experimentelle Theater, ein
Umbau des alten Teatro Fossati, ist
schon fertiggestellt; der eigentliche
Neubau des Piccolo Teatro steht in
diesem Jahr bevor.

Darüber hinaus gibt es einen aus-
führlichen Bericht über das neueste
Werk von Herman Hertzberger, ein
Altersheim in der neuen Stadt
Almere, sowie die Rezensionen zwei
kürzlich erschienener Bücher, die
auch für eine deutsche Leserschaft
von größerem Interesse sein dürf-
ten: Carlo Scarpa - Opera completa,
hrsg. von F. dal Co und G. Mazza-
riol, Mailand 1984; Ennio Concina,
L 'Arsenale della Republica di Vene-
zia - Tecnica e istituzioni, Mailand
1984.

Michael Peterek

Lotus 42
Architettura e grande stile lautet die
Überschrift zu dieser Nummer von
Lotus: die Architektur auf der Suche
nach einer Ästhetik, auf der Suche
nach dem „Schönen". Einzig und
allein um die formalen Aspekte
dreht sich in diesem Fall die Ausein-
andersetzung. Das Bemühen um
eine aussagekräftige Architektur-
sprache ist das, was die Reihe der
bunt gemischten und unterschied-
lichsten Zusammenhängen ent-
nommenen Bauten und Entwürfe
verbindet: den Entwurf für das
Teatro Carlo Feiice von Aldo Rossi,
das Projekt für ein Hochhaus in
Buenos Aires, ebenfalls von Rossi,
die von Christian de Portzamparc in
Paris erbaute Musikhochschule, die
Reichsbank in Stockholm von Peter
Celsing, Leon Kriers Entwurf für den
Ager Campanus, d.h. das Gebiet um
Caserta in Süditalien, das Museum in
Gibellina von Francesco Venezia
u.a.m.
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Peter Eisenman kommt mit einem

nur schwer lesbaren Essay über
Kompositions- und Dekomposi-
tionsprozesse in der Architektur zu
Worte, und J.P. Kleihues stellt eine
persönliche Auswahl von Beiträgen
zum Wettbewerb für das Gelände
des Prinz-Albrecht-Palais in Berlin
vor.

Eine Fülle an Material und vor
allem - das läßt sich nicht in Frage
stellen - an sehr „schönen" Zeich-
nungen und auch Fotoaufnahmen.
Von der Findung eines Stils, gar
eines einheitlichen oder großen Stils,
kann jedoch keine Rede sein.

Michael Peterek

archithese 1-85

Mit dem Themenschwerpunkt
„Sauberkeit und Hygiene" bringt
archithese 1-85 einen Aspekt in die
gegenwärtige Architektur- und
Planungsdiskussion zurück, der
auch unter Architekten noch weit-
gehend dem Verdikt der herrschen-
den „Scham- und Peinlichkeitsstan-
dards" (Gleichmann) unterliegt -
die Reinlichkeitspraktiken der Men-
schen und der Umgang mit ihren
Körperausscheidungen. Gleich-
mann erläutert in seinem einlei-
tenden Artikel („,Sauberkeit' und
Zivilisation", 2 ff) - den. Untersu-
chungen von Elias „Über den
Prozeß der Zivilisation" folgend -
den Zusammenhang von „Praktiken
der Körperreinigung sowie ... Tech-
niken des Beseitiget« der Kör-
perausscheidungen", von „sozialen
Prozessen" und den damit verbun-
denen zivilisatorischen Prozessen
des „Einhausens" und „Verhäus-
lichens", d.h. Tendenzen „mensch-
lichen Selbstdomestizierens". Die-
sen komplexen Zusammenhang
konkretisiert er in seinem zweiten
Beitrag („Die Verhäuslichung von
Harn- und Kotentleerung", 8 ff) am
Beispiel der Entwicklung der Prakti-
ken des Urinierens und Defäzierens
im Zusammenhang mit den sozia-
len und sozialräumlichen Verände-
rungsprozessen im 19. Jahrhundert.
Für ihn sind die Tendenzen zur
„vollständigen Einhausung der vor-
dem selten, gelegentlich oder gar
nicht verborgenen Verrichtungen"
an entsprechenden Orten in der
Stadt und den Häusern vor dem
Hintergrund erhöhter Peinlichkeits-
schwellen und durchgesetzter
„Peinlichkeitsvorschriften"
(„Scham- und Peinlichkeitsstan-
dards") die „auslösenden Momente
für den Bau von (städtischen - E.K.)
Entwässerungsanlagen". Mit den
Verhaltensänderungen und den
neuen Stadtreinigungs- und Kanali-
sationssystemen verloren die Städ-
ter die „Verfügungsmöglichkeiten
über ihre Körperausscheidungen"
(Verstaatlichung oder Kommunali-
sierung); dies erzeugte neue „Inter-
dependenzzwänge" (Abhängigkeit
von öffentlichen Instanzen und von
Bau- und Geräteindustrien) und
den Umbau des menschlichen Af-
fekthaushaltes (Vereinheitlichung).
Somit vergrößerte sich der Abstand
des Menschen zu seinen Exkremen-
ten und zu den Menschen, die sie
beseitigen.

Sicherlich war die Tendenz des
„Selbstdomestizierens" ein „auslö-
sendes Moment", jedoch spielten
auch die Hygieneforderungen der
Mediziner und Moralstatistiker eine
wichtige Rolle bei der „Gesundung

der Stadt". Im beginnenden 19.
Jahrhundert mußten die Zeitge-
nossen nämlich erkennen, daß die
ehemals wirksame Abriegelung der
Stadt gegen das Einschleppen von
Seuchen (Pest und Blattern) keiner-
lei Schutz vor der neuen Seuche,
Cholera, bot. Am Beispiel Basels
beschreibt Birkner („Die Stadt im
Schatten der Epidemien", 15 ff) die
administrativen, planerischen und
städtebaulichen Folgen der ersten
Cholera-Epidemie in den 30er Jah-
ren. Bemerkenswert ist dabei, daß in
Basel erst die Fähigkeit des Bürger-
tums zur Distanznahme von
Schmutz und Geruch durch Ein-
führung des Wasserklosets die
Durchsetzung des Kanalisa-
tionsprojekts ermöglicht hat.

Ursula Paravicini zeigt in ihrem
Beitrag („Von der Wohnung des
Bürgers zur Wohnung für die
Massen", 19 ff), daß sich die „Ver-
häuslichung" der Körperreinigung
und -entleerung (Abort und Bad)
sozial abgestuft durchsetzte. Die
erhöhten Peinlichkeitsschwellen -
durch Veränderung der Einstellung
zum eigenen Körper und zur Sexua-
lität seit der Reformation und
Gegenreformation -, vor allem die
Angst vor Ansteckung und die
entsprechenden neuen Normen von
Ordnung und Sauberkeit verschärf-
ten die Distanzierung des Bürger-
tums von den „gefahrlichen" Klas-
sen, vom Geruch und Schmutz, die
aber erst durch die städtischen
Wasserleitungs- und Kanalnetze
und die neue Sanitärtechnik („wa-
ter-closet") wirksam wurde; das
private WC und zeitverzögert das
Badezimmer wurden schnell Be-
standteile der Wohnung aller bürger-
lichen Schichten. Sowohl die bürger-
liche Diskussion über Hygiene als
auch die Gartenvorstädte, der ge-
meinnützige und Werkswohnungs-
bau, vor dem ersten Weltkrieg quan-
titativ kaum von Bedeutung, änder-
ten die soziale und hygienische
Situation im Arbeiterwohnungsbau
nicht grundlegend. Erst in der
Zwischenkriegszeit mit dem soge-
nannten sozialen Wohnungsbau,
der Entwicklung der Haustechnik
und der Ver- und Entsorgung
setzten sich die Prinzipien der
Raum-Hygiene auch im Arbeiter-
wohnungsbau durch. Die aus funk-
tionalen und Kostengründen
entwickelte Platzierung und Aus-
stattung des Badezimmers ist heute
noch weitgehend üblich; auch heute
orientiert es sich „an der kalten
Nüchternheit und ängstlichen Rein-
lichkeit seiner Vorgänger".

„Dieser spezielle Raum in der
Wohnung ist die Verkörperung des
Sauberkeits-Feldzuges", bemerkt
Genevieve Heller („Weiß, strah-
lend, glatt", 35 ff). Sauberkeit sei
nicht nur unerläßlich für die Ge-
sundheit, sondern habe - so die
„Fortschrittsideologie des Jahrhun-
dert-Endes" - weitere Tugenden:
Förderung und Spiegel der Sittlich-
keit, Aufrichtigkeit und Reinheit der
Seele. Dem entsprechen die vor-
rangige Verwendung der Farbe
Weiß, heller Beleuchtung, wider-
standsfähiger Materialien und glat-
ter Armaturen, die Herstellung
glatter Flächen und die Vermeidung
toter Winkel. Aber auch hier herr-
schen Marktgesetz und Modeströ-
mungen; neuerdings werden „groß-
zügig ausgestattete Räume mit (pfle-
geleichten - E.K.) Spannteppich,
Nippes und Pflanzen" propagiert.

Ist dies ein Anzeichen einer
neuen Bade- und Körperkultur?
Dies ist kaum zu erwarten (siehe
Heller). Da der Entwicklungsgang
der Geschichte keine reibungslos
funktionierende Teleologie kennt,
wurden in geschichtlichen Zeiten
auch immer mögliche Alternativen
produziert. Gerade die heute von
den Postmodernisten und Regiona-
listen so gebeutelte Moderne hat in
Teilen solche Alternativen vorge-
stellt. So sind das Baden als Teil des
„Kulturganzen" und der Vergleich
historischer und zeitgenössiger
Badetypen als Grundlage der
Entwicklung neuer Badetypen
Kernthemen des Werkes von
Giedion (Vgl. Dorothee Huber,
„,Nicht nur reine, sondern auch
zufriedene Menschen'", 46 ff). Le
Corbusier hat solche Alternativen
verwirklicht (Haus in der Weißen-
hofsiedlung 1927, eigene Wohnung
in Paris 1934 und Villa Sayoye) (Vgl.
Rüegg, „Le charme discret des
objets indiscrets", 41 ff); hier dringt
das Badezimmer in den Schlafbe-
reich ein. Die Offenheit und teil-
weise Durchdringung von Bade- und
Schlafbereich erzeuge - so Rüegg -
nicht nur eine räumliche Groß-
zügigkeit, sondern bedeute einen
„Schritt in Richtung ,Badeplausch'
oder Körperkult" (Villa Savoye)
oder erinnere an die „Intimität eines
französischen Boudoirs" (Pariser
Wohnung). Wie der hysterische
Aufschrei seiner Zeitgenossen
beweist, rüttelte diese Konzeption
radikal an den herrschenden Verhal-
tensnormen. „Durch die Neuartig-
keit seiner Anlagen" schuf Le Cor-
busier „den Ausgangspunkt für eine
Neuinterpretation traditioneller

ardffithese 2-85

lichteter
Wohnungsbau / Habrtat

• ., dens:

Verhaltensweisen und traditioneller
Raumtypen" (Rüegg).

Die kurze Skizzierung ausge-
wählter Textbeispiele müßte eigent-
lich durch Kurzdarstellungen der
übrigen, nicht weniger interessan-
ten Beiträge von Guerrand („N'est-il
pas plus simple de tout jeter ä la
nie?"), Murard/Zyibermann
(„Buanderies de la chair"), Perrin-
jaquet („En-deca de la salle de
bains") und Schunk („Kunst der
Hinterzonen") ergänzt werden -
muß aber aus Platzgründen unter-
bleiben. Die Wahl und Begrenzung
der Thematik auf einen Teilaus-
schnitt menschlichen Verhaltens
und Lebensweise, der immer noch
weitgehend in der Architektur- und
Planungsdiskussion ausgeblendet
ist, machen diese archithese meines
Erachtens schon lesenswert.

Erich Konter

archithese 2-85
Der „verdichtete Wohnungsbau" ist
das Schwerpunktthema der archi-
these 2-85. Anstelle der bisher übli-
chen Einleitung ist ein Gespräch
zwischen Soziologen, Architekten
und dem Redakteur „über verdich-
tete Siedlungsformen im ländlichen
Raum" wiedergegeben („Von Zwän-
gen und Möglichkeiten"). Enttäu-
schend ist - vielleicht auch nicht zu
erwarten (warum eigentlich?) -, daß
die in diesem Gespräch aufgewor-
fenen wichtigen Fragestellungen
und Problemzusammenhänge und
die erkennbare kritische Distanz
auch einiger der beteiligten Archi-
tekten hinsichtlich der Möglichkei-
ten dieser Siedlungsform und der
allgemeinen und verkaufsfördern-
den Erwartungshaltung (kommuni-
kationsfördernd und gemeinschafts-
bildend) weitgehend aus dem Blick-
feld der folgenden Projektbeschrei-
bungen verdichteten Wohnungs-
baus bleiben. Breiten Raum neh-
men dabei die Konzeption und die
Projekte der Architektengruppe
oder besser des Unternehmens
„Metron" ein. Die Grundelemente
der neueren Siedlungsbaukonzep-
tion der „Metron" seien die gleich-
berechtigte Behandlung des Rei-
henhauses und der Geschoßwoh-
nung, die Schaffung von „Raum für
alle" (Gemeinschaftsräume), die
Ablösung flexibler Wohnungsbau-
systeme durch Bereitstellung
„gleichartiger, wohlproportionier-
ter(!?) Räume" für einen vielseitigen
Gebrauch und die „unter strengen
ökonomischen Bedingungen" und
der Energiefrage entwickelte
„Ästhetik der Sparsamkeit" (Vgl.
Kuhn/Fässler, „Neuere Entwick-
lungen im Siedlungsbau der Me-
tron"). Der ökonomischen und pro-
zessualen Effektivität wird auch die
Frage der Partizipation unterwor-
fen; gehe die Partizipation der „Bau-
herrengruppe... auf Kosten der Kon-
zentration aufs Projekt", werde „da-
durch das Modell der Partizipation
in Frage gestellt". Die Partizipation
verkümmert dann und wird umfor-
muliert in: „Wie begeistere ich die
Bauherren für ein gutes Projekt?".

Aus dem scheinbar üblichen
Architekteneinerlei ragt der Beitrag
von Ellen Meyrat-Schlee über das
„Wohnen in einem unkonventio-
nellen Mehrfamilienhaus" („For-
men von verdichtetem Wohnen")
wohltuend hervor. Auf der Grund-
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läge ihrer Beobachtungen in und
um die zu Mietwohnungszwecken
umgebaute Papiermühle Küttingen
und von Äußerungen der Bewohner
macht sie die primären Ursachen für
die als positiv empfundenen Le-
bensverhältnisse, für das Wohlbe-
finden und die Indentifikation der
Bewohner in und mit diesem Le-
bensbereich deutlich: die gebote-
nen Möglichkeiten zur „Inbesitz-
nahme" des Raumes auch außer-
halb der Wohnung und im nahen
Wohnumfeld ohne die Existenz
einer Kontrollinstanz, die vorhan-
denen Gelegenheiten - je nach Be-
dürfnis - der Öffnung oder des
Rückzugs, die günstigen und „frei-
zügigen" Mietbedingungen, die
Wohndauer und die Sozial- und
Altersstruktur der Bewohner.

Weitere m.E. erwähnungswerte
Artikel sind im Magazin der Zeit-
schrift zu finden: M. Zulauf zur
Kunsteisbahn und Wellenbad Dähl-
hölzli (KaWeDe) aus den 30er Jah-
ren („Modern leben - die KaWeDe
50 Jahre danach"); Sybille Maus zur
„Rekonstruktion des Stuttgarter
Weißenhofs", dem sie die Bedeu-
tung eines Gegenmuseums zum
Deutschen Architekturmuseum zu-
weist („Ein l:l-Museum"); S. Mal-
froys Bemerkungen zu „contribu-
tions nouvelles" zur Erforschung
des theoretischen Diskurses über
den Urbanismus und seine Institu-
tionalisierung in Deutschland und
Österreich am Ende des 19. Jahr-
hunderts („Histoire de la discipline
urbanistique").

Erich Konter

Vermischtes
Neues Stem-Buch:
Rettet den Boden
„Wir sind lange mit dem Boden
umgegangen, als wäre er beliebig re-
produzierbar und außerdem unbe-
grenzt zu belasten. Wo wir ihn nicht
mit Beton bedeckten, haben wir ihn
in der Landwirtschaft mit allerlei
produktionsfördernden „Gaben"
belastet..." so schreibt Rolf Winter
Chefredakteur des Stern im Vorwort
zu dem neuen Stern-Buch „Rettet
den Boden - Wie die neue Umwelt-
katastrophe noch zu verhindern ist".
Das Buch, mit vielen Fotos und Gra-
fiken ausgestattet, sollte all denen
die Augen öffnen, die immer noch
glauben, Umwelt und Boden seien
grenzenlos belastbar.
Preis: 24,80 DM, ca. 300 S.
Bezug: BBU-Versand, Friedrich-
Eben-Allee 120, 5300 Bonn 1,
Best.Nr. 0814

Wohnmedizinische Checkliste
Zur schnellen und leichten Beurtei-
lung des Gesundheitswertes von
Häusern und Wohnungen hat jetzt
Tür Wohnungssuchende, Bauher-
ren, Architekten und Sachverständi-
ge die Deutsche Gesellschaft für
Wohnungsmedizin, eine 52seitige
„Wohnmedizinische Checkliste"
herausgegeben.
Diese ist zu beziehen bei der Deut-
schen Gesellschaft für Wohnungs-
medizin e. V., Hagenbuchenstr. 3,
7513 Friedrichstal, durch Überwei-
sung von 14,50 DM (einschl. Ver-
sandkosten und MwSL) auf das
Postscheckkonto Karlsruhe
(BLZ 660100 75)
Konto Nr. 135 707-758.
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Stadt und Architektur im Film

Das Neue Frankfurt
Eine dreiteilige Sendereihe des
WDR Fernsehens von Jonas Geist
und Jo Krausse, Redaktion Knut Fi-
scher (bereits gesendet in WDR III
und Hessen III)

Wie andere Großstädte, so war auch
Frankfurt/M. nach dem 1. Weltkrieg
mit Wohnungsnot, Armut und Ar-
beitslosigkeit konfrontiert. Zu-
nächst wurden diese Probleme
selbstorganisiert angegangen, be-
sonders betr. Energie-, Nahrungs-
und Möbelversorgung. Dies alles in-
stitutionalisierte sich bald. Ab 1925
wurde Ernst May zum Baustadtrat
berufen. Es vereinigte Hoch- und
Tiefbau, Planungs-, Grün- und
Friedhofswesen sowie die Grund-
stücksverwaltung unter sich. Es ent-
standen unter kommunaler Regie
die heute ebenso berühmten wie
umstrittenen Wohnsiedlungen wie
z. B. Römerstadt, Praunheim,
Westhausen etc. außerhalb der inne-
ren Stadt. In ihrer Konzeption,
Anordnung, Ausführung und
Ästhetik waren sie für die Zeit unge-
wöhnlich. Getragen wurden diese
Neuerungen von einer breiten Be-
wegung, die von der Freiluft und Ju-
gendbewegung bis zu Vertretern des
Taylorismus/Amerikanismus reich-
te, politisch von SPD, KPD bis zur
„bürgerlichen Mitte".
Es wurden nicht nur neue Produk-

tions- und Konstruktionsformen für
die Gebäude eingeführt, sondern
ebenfalls die Nutzung der Grundris-
se in Bezug auf den lokalen Außen-
raum und die Gesamtstadt wie auch
eine Durchrationalisierung der
Haushaltsführung konzipiert. Ar-
chitektinnen und Architekten, die
unter dieser Prämisse planten, ver-
sammelten sich um May. Weil vieles
so neu und ungewöhnlich war, führ-
te man eine breit angelegte Öffent-
lichkeitsarbeit ein und gab die Zeit-
schrift „Das Neue Frankfurt" her-
aus. Zwischen 1925 und 1930 wur-
den über 16000 Wohnungen gebaut
Finanziert wurde weitgehend über
die Hauszinssteuer.
Geist und Krausse haben nach

zweijähriger Arbeit nun dazu ein
dreiteiliges Feature (je 45 Min.) vor-

gelegt, welches sich gliedert in: 1.
Neues Bauen, Neues Wohnen, 2.
Die Frankfurter Küche, 3. Die Woh-
nung für das Existenzminimum.
Montiert sind die Features aus zeit-

genössischen Filmen, Fotos und
Tondokumenten sowie aktuellen
Interviews mit Zeitzeugen, sowohl
mit Bewohnern - die man teils
durch Inserate in der Frankfurter
Rundschau oder auch per Zufall ge-
funden hatte -, als auch Architekten
und Produzenten von Patentmö-
beln. Besonders interessant sind u.
a. Gespräche mit dem Ehepaar Haa-
rer, das einen Teil der Ausstattung
der Frankfurter Küche entwickelt
hatte und herstellte oder mit Ludwig
Rössinger, der fasziniert war von der
„Klarheit der Grundrisse" und der
„Helligkeit der Küchen". Er trat
auch mit seiner Familie in einem da-
mals gedrehten Werbefilm für die
Kleinstwohnungen auf, der zeigen
sollte, wie vielfältig nutzbar diese
Grundrisse waren.
Hervorragend ist es Geist/Krausse

gelungen die historische und ge-
dankliche Ableitung dieser Grund-
riß- und Haustypen am Modell zu
demonstrieren. Redakteur Knut
Fischer weist dabei darauf hin, daß
die Features bewußt populär gehal-
ten seien, was sich auch in einer „er-
staunlich" hohen Einschaltquote
ausdrückte. Nach der Sendung über
die Frankfurter Küche kamen be-
sonders viele Anfragen nach
Bezugsquellen und Plänen zu der
Küche.
Ganz ohne ein Körnchen von Salz
ist diese „populäre" Vorgehensweise
offensichtlich nicht, denn Geist/
Krausse lassen sich, wie auch schon
in ihrer fünfteiligen Serie „Küche,
Stube usw.", an einigen Stellen zu
unbewiesenen Meinungen resp. Kli-
schees hinreißen. Gerade bei einer
Adressatengruppe, die nicht exper-
tisch ist, können solche Äußerun-
gen leicht als empirische rezipiert
werden. Beispiele: „die Farbe er-
setzt das Ornament", das beinhaltet
die Notwendigkeit des Ornamentes
oder seine Substitution; oder die Rö-
merstadt betreffend: ,Lage und Ge-
stalt sei „organisch" der Landschaft
angepaßt', - als stünde der Begriff

„organisch" nicht für eine naturge-
gebene, unabänderliche, hierarchi-
sche Gesellschaft und deren räumli-
ches Abbild in der Stadt, der sich
schon durch das 3. Reich zog (z. B.
bei Reichows „Stadtzelle").
Sieht man von diesen unnötigen

sporadischen Einwürfen ab, so kann
die Sendung dieser Features auch
den anderen ARD Sendern empfoh-
len werden. Sehr verwendungsfähig
scheinen die Filme auch für Semina-
re, die sich mit Gesellschaftlichkeit
der Umweltplanung befassen, ins-
besondere in Zusammenhang mit
weiterführender Literatur. Es han-
delt sich um historische Dokumen-
te. Unbedingt zu videografieren!

Volker Röscher
Selektive Lileraturhinweise:

Das Neue Frankfurt, (Auswahl-Reprint),
bearbeitet von J. Rodriguez-Lores und
G. Uhlig, PT Werkberichte, RWTH
Aachen 1977

Chr. Mohr/M. Müller, Funktionalität
und Moderne, Das Neue Frankfurt und
seine Bauten 1925-1933, Frankfurt/M.
1985

M. Müller, Architektur und Avantgarde,
Ein vergessenes Projekt der Moderne?,
Frankfurt/M. 1984 G. Kahler, Wohnung
und Stadt, Massenwohnungsbau der
Zwanziger Jahre, Hamburg Frankfurt
Wien; Braunschweig/Wiesbaden 1985

M. Stratmann, Wohnungspolitik in der
Weimarer Republik, in ARCH+ 31 (1976)

P.-Chr. Witt, Inflation, Wohnungs-
zwangswirtschaft und Hauszinssteuer,
Zur Regelung von Wohnungsbau und
Wohnungsmarkt in der Weimarer Repu-
blik, in Niethammer, L. (Hrsg.), Wohnen
im Wandel, Wuppertal 1979

A. Ferrari et al., Medieneinsatz in der
Umweltplanung, Planungsinformatio-
nen 6, RWTH Aachen 1980

Film:
„Das Bauen ist ja nicht das Primäre ...",
Erinnerungen der Architektin Margarete
Schütte-Lihotzky, von Bea Füsser-Novy,
Gerd Haag, Günter Uhlig, (45 Min.),
WDR 1980

Wohngifte im Innenbereich
Wohngifte im Innenbereich war das
Thema einer Tagung, die gemein-
sam von der Fachhochschule Fulda
und dem Institut für Baubiologie,
Rosenheim, am 374. Mai in Fulda
organisiert wurde. Thema der Fach-
tagung: Schadstoffbelastung in
Innenräumen. Seit die Energiespar-
welle durch die Haushalte zieht und
gleichzeitig immer mehr Chemika-
lien in die Haushalte eindringen,
vermehren sich die durch diese Che-
mikalienbelastung hervorgerufenen
Erkrankungen und Beschwerden.
Beispiele dafür: Formaldehyd, der
aus Spanplatten und Isolierschäu-
men austritt, Holzschutzmittel mit
Pestiziden, Lösungsmittel aus Rei-
nigungsmitteln. Während es im
industriellen Bereich Höchstmen-
gen und Grenzwerte gibt, ist der pri-
vate Bereich fast völlig ohne Schutz.

„Freie Architektinnen heute - Ideen,
Projekte. Bauten" ist der Arbeitstitel
eines (nicht-feministischen) Bu-
ches, das nächstes Jahr im Kohl-
hammer-Verlag erscheinen wird.
Freie Architektinnen, auch außer-
halb Deutschlands, die sich an dem
Buch beteiligen wollen, bitte bis 15.
6. 1985 Arbeitsproben schicken an:
Verena Dietrich, Brunostr. 26-28a,
5000 Köln 1, Tel. 0221-32 95 04.
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EINSPARUNG ERREICHBAR
DURCH :

VERRINGERUNG DER BAUWERKSKOSTEN ERFOLGT
UM t = DM/M' WFL AUF OM/M* WFL

0. Ausgangswert ( 100 1 )

1. D i f fe renz ie r te Planungs-
vorgaben

2. Keine zusätzliche Damung
von Fassade und Decken

3. Erhalt der Dacheindeckung
und Dielenfußböden

4. Einfache Iso l ier fenster
ohne neue Rolladen

5. Keine neuen Abha'ngedecken,
nur Putzrepara'tur

6. Innentüren, Treppenhaus
nur instandsetzen

7. Einfachere BSder mit we-
niger Fl iesenantei l

8. Keine Zentralheizung mit
Koiinsanierung. Gasöfen

5,01 =

8.01 =

6.6X =

3,61 =

5,7» =

3,3% =

3,6t =

9,61 =

65

104

86

47

74

43

47

124

DM/m2

DM/m*

DM/m«

DM/m*

DM/m2

DM/nr-

DM/n'

DM/m'

1.300

1.235

1.131

1.045

998

924

881

835

710

DM/m'

DM/m»

DM/m1

DM/m1

DM/m1

DM/m«

DM/m»

DM/nr-

DM/m1

HFL
WFL

WFL

WFL

WFL

WFL

WFL

WFL

WFL

SUMME MÖGLICHER EINSPARUNGEN 4 5 , 4 1 * 590 DM/m1 AUF 710 DM/m* WFL

Sieht man sich bei den mittleren
und kleinen Architekturbüros unter
dem Gesichtspunkt EDV um, so
wird man feststellen, das was bei
den meisten inzwischen gegriffen
hat, ist die „Automatisierung" der
AVA (Ausschreibung-Vergabe-
Abrechnung). Auf diesem Gebiet
existieren Dutzende von Software-
Anbietern, Standards und ganz un-
terschiedliche Niveaus. ,

Interessanter sind dagegen Büros,
die ausgehend von ihrer AVA-EDV-
Ebene beginnen, die Möglichkeiten
der EDV zu benutzen, um ihre spe-
ziellen Probleme in den Griff zu be-
kommen. So die Gruppe Haus- und
Stadtemeuerung, Goeires und
Schmitz, Aachen.

Ging man vor ca. 5-8 Jahren noch
davon aus, daß die Unsicherheit bei
der Kostenabschätzung für die Mo-
dernisierung von Altbauten bei ca.
±30% (!) lag, so gelang es mit Hilfe
eines sinnvollen EDV-Einsatzes
eine Kostenvorhersagesicherheit
von ca. ±5% zu erreichen. Und zwar
durch eine konsequente Auswer-
tung von 66 Projekten (innerhalb
von 8 Jahren) im Bereich der Alt-
baumodernisierung und von 45
Neubauprojekten (in 5 Jahren). Er-
gebnis war jeweils ein Bauteilkata-
log für die Altbauvorhaben und
einer für KFB (Kosten- und Flächen-
sparendes Bauen). Was in aller Welt
ist ein Bauteilkatalog? Ein Hilfsmit-
tel, um bei fachgerechter Einschät-
zung des jeweiligen Gebäudezu-
standes, sehr schnell und relativ ge-
nau die zu erwartenden Baumaß-
nahmen, die Bauzeit und die Kosten
vorhersagen zu können. So enthält
der Bauteilkatalog sogenannte
„Leiteinheiten", die mehrere Lei-
stungsverzeichnis-(LV)Positionen
und verschiedene Gewerke zusam-
menfassen, und die man somit leicht
überschlägig abschätzen kann. Die
Leiteinheit „nr Dachfläche" enthält
z.B. folgende LV-Positionen:

• m2 vorhandene Pfannen abneh-
men

• m Unterkonstruktion abneh-
men.

• St Dachluken, Entlüfter usw. ab-
nehmen.

• m2 neue Unterspannbahn
• m2 neue Einlattung aufbringen
• m neue Keilbohlen verlegen
• m2 neue Pfannendeckung auf-

bringen
• m Firste, Grade, Ortgänge, Keh-

len

• St neue Lüftungsziegel
• St neue Strangentlüfter über

Dach
Für die Bauteilberechnung^ ist je-
doch nur die Leiteinheit „nr Dach-
fläche" zu ermitteln und mit dem
Bauteilpreis von 78,- DM/m zu
multiplizieren.

Verständlich wird an diesem Bei-
spiel die leichte Anwendung des
Bauteilkataloges, zu dem neben der
richtigen Handhabung aber auch
der erfahrene Baufachmann gehört,
der nach eigenem Ermessen und
nach jeweiligem Schwierigkeitsgrad
auf- oder abrundet. Angenommen
man versucht einen allerdings voll-
ständigen Bauteilkatalog direkt zur
Massenermittlung heranzuziehen,
ergeben sieh von selbst weitere und
hier nicht zu verfolgende Einsatz-
möglichkeiten der EDV mit ihren
schnellen Rechen- und Sortierfähig-
keiten, vielleicht auch eine praktika-
ble Schnittstelle zum CAD.

Gebrauchen kann den Bauteilka-
talog natürlich jedes Büro, die EDV-
Anlage ist dazu nicht notwendig.
Für die „Gruppe Haus- und Stadter-
neuerung" allerdings hat sich die
EDV zu einem nicht mehr zu ent-
behrenden Partner entwickelt. So
gelingt es in der selben Planungszeit
wie früher, mehrere Planungsalter-
nativeri mit unterschiedlichen Stan-
dards oder Optimierungsgraden, Fi-
nanzierungsmodelle und Mietbe-
rechnungen für die Planungsalter-
nativen vorzulegen. Die EDV führt
sowohl bei der Altbaumodernisie-
rung wie auch im KFB zu großer
Preissicherheit und Planungs-
transparenz für den Bauherrn.

Zu dieser CAP (Computer unter-
stützter Planungsprozeß) gehört
aber auch die für das Architekturbü-
ro so wichtige „Selbstanalyse", d.h.
wer hat wann bei welchem Projekt
wie lange für welchen Planungsab-
schnitt gearbeitet. Das schafft Kal-
kulationsgrundlagen in dem sonst so
undurchsichtigen Architekturpro-
zeß und führt zu realistischen Zeit-
vorgaben.

C & A
Kay Friedrichs

Gregor Wessels
Literatur:

Wirtschaftliche Altbaumodernisierung
in der Praxis (Heft 21, GGW), Köln 1985
Bauteilkosten für Modernisierung und
Instandsetzung Schmitz/Hutzelmeyer,
Wingen-Verlag Essen, 1985
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AROT-ZEITUNG
Das CAD-System (mit der HP-Draft-Software) auf dem Schreibtisch macht den Architekt
flexibel und schnell, denn es enthält bereits vorprogrammierte Konstruktions-Elemente und

erledigt Routine-Arbeiten - wie beispielsweise Schraffuren - auf „Knopfdruck".

CAD-JOURNAL 4

CAD - Computer schlägt Handarbeit

-vrl

„Die Qualität dieser Zeichnungser-
stellung ist von Handarbeit nicht
mehr zu schlagen", sagt Henning
Tegtmeyer und fahrt fort, indem er
auf einen Plot weist: „Die Strichstär-
ken stimmen und die Schraffur sitzt
haargenau." Plot nennt man eine
Zeichnung, die von einem soge-
nannten Plotter erstellt wurde; und
ein Plotter ist ein „automatisches
Zeichengerät", das von einem Com-
putergesteuertwird. In diesem Falle
handelt es sich um einen Computer
und einen Plotter von Hewlett-Pak-
kard, kurz HP genannt. Warum man
sich für die HP-Anlage entschied
und welche Vorteile sie einem Ar-
chitekten bringt, soll dieser Beitrag
schildern.

Henning Tegtmeyer ist öffentlich
bestellter Vermessungs-Ingenieur
und hat seinerzeit in Düsseldorf die
Geo-Digital G.b.R. Gesellschaft für
integrierende Vermessungsdaten
gegründet, die inzwischen in der
Geo-Digital G.b.R. Gesellschaft für
Computer-Anwendungen im Inge-
nieurbereich eine „Schwester" be-
kommen hat. Zwischen der Geo-
Digital und dem Architekturbüro
KJaus Gerlach in Meerbusch-
Striimp besteht eine Partnerschaft,
die sich speziell auf den Computer-
und CAD-Einsatz im Architektur-
büro bezieht. CAD ist die Abkür-
zung von Computer Aided Design,
das man mit Computer-unterstütz-
tem Entwurf (Konstruktion) über-
setzen kann. Und in Meerbusch
steht das erste CAD-System dieser
Partnerschaft, doch eine zweite An-
lage für Düsseldorf ist schon be-
stellt.

Bei diesem CAD-System von HP
handelt es sich um einen Computer
des Typs 9836 mit einem Hauptspei-
cher flir fast zwei Millionen Zeichen,
einem Plattenspeicher für 10 Millio-
nen Zeichen, zwei Laufwerken für
Disketten (kleine flexible Magnet-
platten), einem Farb-Grapik-Bild-
schirm, einer (schreibmaschinen-
ähnlichen) Tastatur, einem Gra-
phik-(Menü-) Tablett mit elektroni-
schem Griffel, einem kleinen Druk-
ker und einem Plotter mit Micro-
Grip-Antrieb.

Doch was wäre ein Computer oh-
ne Software (Programme)? In die-
sem Fall handelt es sich um das Pro-
gramm „HP-Draft" für 2D (zweidi-
mensionale Zeichnungen). Und die-
se Kombination von Hardware und
Software bezeichnet Tegtmeyer in

Bezug auf Qualität und Bedienungs-
freundlichkeit als „unschlagbar"; et-
was Besseres als diese Kombination
habe man bis heute nicht auf dem
Markt gefunden.

Elektronisches Reißbrettfür Architek-
ten

Diese Anlage sei, sagt Tegtmeyer,
„das elektronische Reißbrett des Ar-
chitekten, denn sie enthält vorpro-
grammiert viele Konstruktions-Ele-
mente, die man (durch Antippen
mit der Griffel auf dem Menü-Ta-
blett) aufruft." „Außerdem kann
man", ergänzt Jochen Lamerz, der
mit dem Computer arbeitet, „wie-
derkehrende Zeichnungsteile als
Makros in einer Bibliothek spei-
chern und dann in eine neue oder
bestehende Zeichnung einfügen."

Die Zeichnungserstellung geht
natürlich bedeutend schneller - bei-
spielsweise auch weil zeitaufwendi-
ge Routine-Arbeiten wie etwa das
Einsetzen von Schraffuren entfallen
(das macht der Computer „auf
Knopfdruck") -, außerdem ist sie
exakt und sauber (Strich-Genauig-
keit), weil der Computer Graphik in
Mathematik umsetzt und zum Bei-
spiel Flächen aus der Zeichnung
heraus errechnet.

Sehr vorteilhaft ist, daß man in
verschiedenen Ebenen - und ver-
schiedenen Farben - arbeiten kann.
Diese Ebenen auf dem Bildschirm
kann man sich wie Transparent-Fo-
lien vorstellende sich aufeinander
legen, aber auch einzeln betrachten
•assen. Entsprechend kann man die
Zeichnung dann auch plotten, bei-
spielsweise entweder mit allen An-
gaben oder nur mit den Details die
ein Elektriker oder Installateur be-
nötigt; ebenso sind beliebige Kom-
binationen der Ebenen möglich.

Weniger A rbeit, mehr Service

Mindestens ebenso vorteilhaft wie
bei der Neu-Konstruktion ist das Sy-
stem bei Änderungen. Da gibt es
kein radieren mehr und man
braucht auch nicht Pläne wegzuwer-
fen und wieder von vorne anzufan-
gen. Man holt sich einfach die alte
Zeichnung oder einen Teil davon
auf den Bildschirm, baut die Ände-
rung ein - und läßt die neue Zeich-
nung ausplotten (vom Plotter zeich-
nen). Zum „Herausholen" von Tei-
len einer Zeichnung dient die
Zoom-Funktion, die Vergrößerun-

gen bis zum Faktor 1200 erlaubt.
Die Möglichkeit, am Bildschirm

Zeichnungen schnell zu ändern und
zu variieren (und sie gegebenenfalls
auch immer wieder auszuplotten),
macht den Architekten auch „servi-
ce-freundlicher"; er kann nicht nur
seinen Kunden schnell und kosten-
günstig diverse Alternativen erstel-
len, sondern sogar zusammen mit
dem Kunden am Bildschirm kon-
struieren. Dabei fuhrt die Einbezie-
hung des Kunden in die Planungs-
Phase sicherlich zu einer weiteren
Beschleunigung und Verkürzung
des Konstruktions-Prozesses.

Insgesamt wird ein Architekt
durch dieses System bedeutend
flexibler; er kann nicht nur mehr
Service bieten und mit kürzeren
Projekt-Zeiten operieren, sondern
auch mit weniger Personal arbeiten.
Und das ist in der heutigen Auftrags-
Situation ein wichtiger Aspekt für
diesen so dienstleistungs-intensiven
Architektur-Bereich, wo vielfach die
Mitarbeiter entweder nicht ausgela-
stet sind oder aber für größere Pro-
jekte fehlen.

Fritz G. Schmidhäusler

Weitere Informationen erhalten Sie
durch:
Geo-Digital G.b.R. Gesellschaft für
Computer-A nwendungen
im Ingenieurbereich,
Gneisenaustr. 54,
4000 Düsseldorf 30.

Architekten-Computer-
Systeme '85
Die Bundesarchitektenkammer und
die Architektenkammer Hessen
werden vom 28. bis 30. November in
Wiesbaden die Messe „Architekten-
Computer-Systeme '85" veranstal-
ten. Zielsetzung der Messe ist die In-
formation der Architektenschaft
über Stand und Entwicklung der
EDV und EDV-Anwendung im
Architekturbereich. Demgemäß
können nur Angebote präsentiert
werden, die sich an den Fachbesu-
cher „Architekt" wenden. Erweitert
wird das Programm durch eine Viel-
zahl von Seminaren, Einzelberatun-
gen und Führungen von Besuchern
durch sachkundige Fachleute.
Architekten aus der Praxis der Com-
puteranwendung in der Bauplanung
sind bereit, Hilfestellungen zu Fra-
gen der Anschaffung und Einfüh-

rung neuer Technologien in die
Architekturbüros zu geben. Viele
eigene leidvolle Erfahrungen mit
dem Computereinsatz im Architek-
turbüro sollen damit zukünftigen
EDV-Anwendern erspart werden.
Die Messe soll ebenso einen Beitrag
leisten, die EDV-Anbieter über die
Bedürfnisse der Berufspraxis zu in-
formieren.

Vermischtes
Stattgart: Grüne Tonne wird
eingeführt
Die „Grüne Tonne" wird in Stuttgart
als der Erststadt der Republik flä-
chendeckend eingeführt. Diesen
Beschluß faßte der Stuttgarter Ge-
meinderat einstimmig nach langjäh-
riger Diskussion vor kurzem. Da-
nach erhält jedes Haus in nächster
Zeit zusätzlich zu der vorhandenen
grauen Tonne eine grüne Tonne
(insgesamt 800000), in der die trok-
kenen Wertstoffe gesondert gesam-
melt werden (Papier, Glas, Kunst-
stoff, Textilien, Metalle). In die alte
Tonne kommt der übrige Naßmüll.
Der Inhalt der grünen Tonne wird in
halbautomatischen Sortieranlagen
getrennt und an die Industrie weiter-
verkauft. Der Naßmüll soll vorerst
noch in der bestehenden Müllver-
brennungsanlage verbrannt wer-
den. Die Umstellung des Stuttgarter
Müllystems wird in zwei Stufen
erfolgen. In der ersten (bis zur Fer-
tigstellung der dezentral über die
Stadt verteilten Sortieranlagen) wer-
den in der Grünen Tonne vorerst
nur Papier und Kunststoffe gesam-
melt. Etwa ein bis zwei Jahre später
soll das System vollständig umge-
stellt sein. Die Stuttgarter Rats-Grü-
nen haben maßgeblich an dem Kon-
zept mitgearbeitet und ihre Vorstel-
lungen bis auf zwei durchbringen
können:

- Die bestehende und nachweislich
dioxinproduzierende Müllverbren-
nungsanlage wird noch weiterlaufen
- wenn auch von den Kunststoffen
entlastet
- Der Naßmüll wird noch nicht
kompostiert - allerdings ist dies
nach eingehender Analyse des zu-
künftigen Naßmülls auf Schwerme-
tall usw. vorgesehen.
Quelle: Alternative Kommunalpolitik
2/1985



Das ÖKOmobilHaus des Bund fiir
Umwelt und Naturschutz, Baden
Württemberg e. V. (BUND) wurde in
der letzten ARCH*-Zeitung (S. 11)
vorgestellt. Die Intention dieses Aus-
stellungshauses ist, breite Bevölke-
rungsschichten mit umweltfreundli-
chen Technologien vertraut zu ma-
chen. Jetzt haben sich etwa 200 000
Besucherden Naturgarten mit Schutt-
bereich (Louis LeRoy), Gewächshaus
mit Grauwasserverrieselung, Wärme-
dämmung, Lüftungsheizung usw. an-
gesehen. Im Folgenden stellen wir die
Texte einiger Erläuterungstafeln vor.

Holz
Bauen mit Holz - aber sparsam mit
geringen Querschnitten und kon-
struktivem Holzschutz für eine lan-
ge Lebensdauer des Hauses. Weiter
wurde auf Einsparung von ener-
gieintensiven Metallen geachtet so-
wie auf selbstbaugerechte Bauwei-
se.

Spanplatten

Holz sparen mit Spanplatten aus Re-
sthölzern anstelle von Vollholzma-
terialien. Es gibt heute formalde-
hydfreie Platten oder Platten der
Emissionsklasse El, die ohne Be-
denken eingebaut werden können.

Öko-Küche

Auch die Küche ist holzsparend,
langlebig durch stabile Bauweise.
Sie hat getrennte Füllbehälter und
Sparamaturen und ist kinderfreund-
lich (ausziebares Podest unter Spü-
le). Gekocht wird das selbstgezo-
gene Gemüse auf einem energiespa-
renden Gasherd.

Abfälle

Der Hausmüll nimmt ständig zu
und die Menschheit ist auf dem be-
sten Wege, im Müll zu ersticken.
Wie können wir dem entgegenwir-
ken?
• möglichst wenig Müll produzie-

ren
• auf Einwegverpackungen verzich-

ten
• Recycling
• Kompostierung von organischen

Abfällen
• Aussortieren von gefahrlichen

Substanzen wie Lösungsmittel,
Lacke, Medikamente (Sonder-
müllsammlung)

Gewächshaus
Das Gewächshaus dient in erster
Linie dem biologischen Anbau von
Gemüse, Früchten und Kräutern. In
den Beeten wird zusätzlich das
„Grauwasser" (Abwasser jedoch oh-
ne Fäkalien) im Wurzelbereich der
Pflanzen biologisch geklärt.

Wärmedämmende Gläser

Alle Gläser sind mit Schwergas ge-
füllt und mit einer unsichtbaren Me-
tallschicht bedampft. Wirkung: hal-
bierte Wärmeverluste gegenüber
Isolierglas und mehr Wohlbefinden
durch höhere Oberflächentempera-
tur.

Superdämmung

Grundlage des energiesparenden
Bauens ist die Wärmedämmung z.
B. mit Mineralfaserplatten. In Ver-
bindung mit wärmegedämmten
Fenstern und der Lüftungsheizung
mit Wärmerückgewinnung kann der

ÖKOmobilHaus

078

Zellulosedämmung
Energieverbrauch (und die Umwelt-
belastung) ganz erheblich gesenkt
werden. Weitere technische Maß-
nahmen oder teure Glasvorbauten
sind dann eigentlich unnötig.

ZeUulosedämmstoff

Besteht aus Altpapier und einer
Brandschutzimprägnierung. Im Ge-
gensatz zu Kork oder Kokosfaser ist
die Verfügbarkeit nicht begrenzt.
Gut geeignet für Dachschrägen und
waagrechte Flächen.

Dampfsperre aus ungiftiger PE-
Folie

Bei Holzkonstruktionen (Wand, Bo-
den, Dach) und Innendämmungen

Lüftungsheizung
ist eine Dampfsperre nötig, damit
aufgrund der Wasserdampfdiffusion
und aufgrund von Undichtigkeiten
keine Feuchteschäden auftreten.
Weder auf die Gesundheit, noch auf
das Raumklima wirken sich Dampf-
sperren nachteilig aus.

Lüftungsheizung mit Wärmerück-
gewinnung

Eine unkomplizierte Lösung, die
kostengünstig enorme Energieein-
sparungen ermöglicht und dazu ein
behagliches Raumklima sicherstellt:
Die Lüftungsheizung heizt und lüf-
tet zugleich. Die Lüftungswärme-
verluste werden zu einem großen
Teil zurückgewonnen, was in Zu-

Wärmeeneuger
sammenhang mit der flink anspre-
chenden Regelung zu einer erhebli-
chen Energieeinsparung führt. Ge-
heizt wird im Umluftbetrieb, so daß
Wärmequellen wie Personen und
Geräte, sowie Sonneneinstrahlung
und die Wärme eines eventuell vor-
handenen Ofens für die ganze Woh-
nung genutzt werden können. Die
Zuluft besteht zu einem Teil aus vor-
gewärmter Frischluft. Die ver-
brauchte Luft wird aus den Naliräu-
men (Küche, Bad, WC) direkt nach
außen geleitet, nachdem ihr über
einen Wärmetauscher Wärme ent-
zogen worden ist.

Wärmeerzeuger: Brennwert- bzw.
Kondensationsgerät
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Innenwand aus vorgetrockneten Lehmziegeln

Der durchschnittliche Jahreswir-
kungsgrad sämtlicher in der BRD in-
stallierten Heizkessel beträgt ledig-
lich ca. 60%. Bei neuen richtig ge-
planten Kesseln ist ein Jahreswir-
kungsgrad von ca. 90% erreichbar.
Dieser Wirkungsgrad kann jedoch
auf ca. 100% gesteigert werden, wenn
man den Wasserdampf der Abgase
auskondensiert und die dabei frei-
werdende Wärme Tür die Heizung
nutzt. Solche Wärmeerzeuger wer-
den als Brennwert- oder Kondensa-
tionsgeräte bezeichnet.

Auf keinen Fall elektrisch heizen

Bei der Stromerzeugung geht be-
reits 2/3 der im Kraftwerk eingesetz-

ten Primärenergie in Form von um-
weltbelastender Abwärme verloren.
Nach Abzug der Übertragungsver-
luste können für Heizzwecke nur
noch knapp 30% genutzt werden.
Die Umweltverschmutzung wird
vom Heizraum zwar auf das Kraft-
werk verlagert, jedoch noch ver-
stärkt. Atomkraftwerke werden vom
BUND aus Gründen der damit ver-
bundenen Umweltbelastung konse-
quent abgelehnt.

Wasser verwenden - nicht ver-
schwenden!
Unsere Trinkwasservorkommen
sind begrenzt. Heute muß auf im-
merweniger gutes Wasser zurückge-
griffen werden. Dabei reichen je Per-

Elektronikarmatur

son anstelle von 1501 ca. 101 täglich
in Trinkwasserqualität. Der Rest
kann mit Regenwasser oder wieder-
verwendetem Grauwasser gedeckt
werden. Sparmaßnahmen:
• sparsames Verhalten, keine Ver-

unreinigungen,
• Wasserbegrenzer im Spülkasten

der Toilette
• einfache Perlatoren an Wasser-

hähnen
• zeit- oder pedalgesteuerte Arma-

turen,
0 Elektronikarmaturen

Regenwasser- und Grauwasser-
sammelmodell
Das Regenwasser wird hier gesam-
melt und z. B. für die Waschmaschi-

ne, zum Waschen oder für den Gar-
ten verwendet. Dabei wird nicht nur
Wasser gespart, sondern man benö-
tigt auch viel weniger Waschmittel.
Das Grauwasser von Waschmaschi-
ne, Bad und Dusche kann im mittle-
ren Behälter gesammelt und für die
Toilettenspülung und zum Auto-
waschen verwendet werden. Jeder.
Behälter sollte mehr als 1500 1 fas-
sen.

Komposttoilette

Häufig wird das Schmutzwasser un-
zureichend oder gar nicht geklärt in
Bäche und Flüsse geleitet und verur-
sacht auf diese Weise erhebliche
Umweltbelastungen. Die Kompost-
toilette vermeidet diese Probleme.
Sie ist Zentrum eines Kreislauf orga-
nischer Stoffe: In ihr werden durch
einen geruchsfreien Rotteprozeß or-
ganische Abfälle aus Küche und
Garten zusammen mit den mensch-
lichen Fäkalien zu einem hygieni-
schen Bodenverbesserer umgewan-
delt.

Fassadenbepflanzung

Eine richtig angelegte Fassadenbe-
pflanzung bringt sehr viele ökologi-
sche Vorteile mit sich. Hauptsäch-
lich wird das Mikroklima in Städten
verbessert und Tiere finden neuen
Lebensraum. Ein Pflanzenpolster
kann eine Wärmedämmung nicht
ersetzen. Daher vor dem Pflanzen
wärmedämmen!

Grasdach

Dachbegrünungen sind in städti-
schen Gebieten ökologisch wichtig.
Zu den bei einer Fassadenbepflan-
zung möglichen Vorteilen kann das
Grasdach Regenwasser speichern
und gleichmäßig an die Kanalisation
abgeben und somit die Kläranlagen
entlasten. Die Energieeinsparung
durch bepflanzte Dächer ist jedoch
so gering, daß auf jeden Fall eine zu-
sätzliche Wärmedämmung erforder-
lich ist. Eine „Rasenpflege" erübrigt
sich, wenn dürreresistente Gräser
gepflanzt werden.

Lehm

Bauen mit „Erde" war bei uns lange
in Vergessenheit geraten. Zu Un-
recht: Lehm als Baustoff ist umwelt-
freundlich und energiesparend bei
der Herstellung, Verarbeitung und
Beseitigung. Richtig gebaute Lehm-
häuser können auch bei uns Jahr-
hunderte überdauern, wie intakte
historische Lehmbauten auch in
dieser Region beweisen. Neue
Lehmbauten entstehen zur Zeit
überall in der Bundesrepublik in un-
terschiedlichen Leichüehm- oder
Massivlehmtechniken. Wir zeigen
hier eine Innenwand aus vorgetrok-
kneten Lehmziegeln, wie sie von je-
der Ziegelei bezogen werden kön-
nen. Lehm kann aber keine Wärme-
dämmung ersetzen, daher sollten
Außenwände zusätzlich gedämml
werden.

Planungsgruppe für ökolo-
gisches Bauen, Ansgar Schrode

Planungsgruppe für ökologisches Bauen
Johannes Brucker, Willi Kruppa,
Michael A. Müller
Wilhelm-Raabe-Str. 5
7000 Stuttgart 1
Tel.: 0711/6407351
Ansgar Schrode
Traubergstr. 3
7000 Stuttgart 1
Tel.: 0711/482352
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Kurz vor den Landtagswahlen in
NRW wurde vom Ministerium für
Landes- und Stadtentwicklung (Zö-
pel) aus den Wohnungsbauförder-
mittel '85 ein 50 Mill. Sonderpro-
gramm „Ankauf preisgünstiger
Mietwohnungen" bereitgestellt. Die
Förderung von Wohnungsneubau
im Rahmen des sozialen Mietwoh-
nungsbaus wurde hierdurch um 500
Wohneinheiten gekürzt. Eine ver-
stärkte Fachdiskussion um Prioritä-
ten im Bestandschutz gerade im
unteren Wohnungsteilmarkt, der
massive Widerstand aus den durch
Privatisierung bedrohten Werks-
siedlungen im Ruhrgebiet und
Aachener Revier und nicht zuletzt
die Landtagswahlen führten zu die-
ser überraschend schnellen Ent-
scheidung im MLS.

Der Wortlaut des Sonderpro-
gramms: „Aus den Mitteln dürfen
Darlehen zur Förderung des
Ankaufs preisgünstiger Mietwoh-
nungen eingesetzt werden, um die
Belegung dieser Wohnungen mit
Angehörigen des begünstigten Per-
sonenkreise nach § 25 II WoBauGe
dauerhaft zu sichern. Die Förderung
des Ankaufs setzt eine Eigenbeteili-
gung des Erwerbers und der Ge-
meinde voraus." Ziel ist somit die
Erhaltung preisgünstiger Mietwoh-
nungen, hierbei kann es sich um
Einzelobjekte, im Zusammenhang
bebaute Siedlungen o.a. handeln.

Die Landesentwicklungsgesell-
schaft des Landes NW (LEG) ist mit
der Durchführung dieses 50 Mill.
Programms durch das MLS beauf-
tragt worden. Aufgabe der LEG ist
die Abwicklung,der Kaufverhand-
lungen und die Übergabe der ange-
kauften Mietobjekte an einen
ortsnahen gemeinnützigen Woh-
nungsbauträger. Steht vor Ort kein
geeigneter Träger zur Verfügung
wird die LEG selbst die weitere Be-
wirtschaftung der Objekte überneh-
men. Das finanzielle Engagement
des Landes durch zinsgünstige Dar-
lehen wird max. 85% betragen.

Die Arbeitersiedlung „Deutsches
Reich", Bochum, wurde bereits mit
Geldern des 50 Mill. Topfes aufge-
kauft und einer örtlichen Woh-
nungsbaugesellschaft übereignet.
Sicher scheint auch der Aufkauf der
Bergarbeitersiedlung „Pumpe-
Stich", Eschweiler-Aachen. Weiter
in der Diskussion befinden sich die
„Müser- und Grunewald"-Siedlung,
bei Dortmund. Innerhalb der vorge-
nannten Siedlungen haben sich fast
ohne Ausnahme betroffene Mieter
in Interessengemeinschaften orga-
nisiert und bishin zum Ministerium
in Düsseldorf ihren Widerstand ge-
gen die geplante Privatisierung „ih-
rer" Wohnungen formuliert. Fachli-
che Unterstützung wurde den Mie-
tern in allen Fällen von örtlichen Be-
ratern aus Mietervereinigungen und
Mitarbeitern der Architekturabtei-
lungen, TH Aachen bzw. TU Dort-
mund, zu teil.

Grundsätzlich ist das Engage-
ment des Landes gegen den immer
weiter fortschreitenden Ausverkauf
gerade billiger Mietwohnungen
durch Privatisierung oder Umwand-
lung zu begrüßen. Eine dauerhafte
Sicherung der preisgünstigen Miet-
wohnungen scheint bisher jedoch
völlig unzureichend. Mieter, Bera-
ter und Fachleute aus den betroffe-
nen Siedlungen haben in einer ge-
meinsamen Erklärung zu diesem
Sonderprogramm insbesondere
hierauf aufmerksam gemacht und

Ankauf
preisgünstiger Mietwohnungen:

50 Millionen Sonderprogramm in NW
- Fallbeispiel: Siedlung „Pumpe-Stich", Eschweiler bei Aachen

folgende Auflagen an die Vergabe
der 50 Mill. Mittel gefordert:
• unbefristete Objektbindung der

aufgekauften Wohnungen: nur
dies rechtfertigt den Einsatz der ho-
hen öffentlichen Mittel
• langfristige Sicherung eines sta-

bilen Mietniveaus: der Ankauf
und die oft notwendige Grunder-
neuerung auf Grund unterlassener
Instandhaltung müssen finanzie-
rungsbedingte Mietsteigerungen
weitgehend ausschließen.
• Förderung der Selbstverwaltung

der Nutzer: genossenschaftliche
oder genossenschaftsähnliche For-
men der Verfügung und Selbstver-
waltung durch die Bewohner sind
anzustreben.

Fallbeispiel: Siedlung „Pumpe-
Stich", Eschweiler bei Aachen
Die in Eschweiler zum Verkauf ste-
henden Mietwohnungen sind Teil-
bereiche von Arbeitersiedlungen
aus der Jahrhundertwende und lie-
gen über das Stadtgebiet verstreut.
Konkret wurde Anfang '85 im Ra-
men des o.g. Programms über 144
Wohneinheiten, verteilt auf Ge-
schoßbauten, Hausgruppen und
Doppelhäuser, verhandelt. Das
Land beabsichtigt diese Wohnun-
gen zu erwerben, obwohl nach der
Privatisierung Anfang der 70er und
während der Verhandlungen Ende
'84/Anfang '85 keine im Zusam-
menhang bebaute Siedlung mehr in
einer Hand und damit auch das ein-
heitliche Bild zerstört ist.

Die Solidarität der Bewohner
untereinander, allgemein in solchen
Arbeitersiedlungen stark ausge-
prägt, ist auch in Eschweiler die Vor-
aussetzung seit nunmehr zehn Mo-
naten um den Erhalt der Siedlung zu
kämpfen. Die mit dem Kampf ver-
bundene intensive Auseinanderset-
zung über eine weitergehende Ver-
fügbarkeit von Mietwohnungen so-
wie:

• die starke Identifikation mit der
Siedlung: z.T. wohnen die Fami-

lien schon seit mehreren Generatio-
nen in der Siedlung,
• die weit verbreitete Selbst- und

Nachbarschaftshilfe, z.B. bei der
Instandsetzung Verbesserung der
Häuser,
• die schlechte Erfahrung mit

Wohnungsbaugesellschaften:
mangelhafte bzw. keine Instandhal-
tung im Vertrauen auf die Eigenini-
tiative der Nutzer, das rigorose Vor-
gehen bei Modernisierungen ohne
Rücksicht auf Mieterwünsche oder
Mietermodernisierungen,

haben zu Forderungen in Richtung
alternativer Trägerschaftsformen
geführt: „wir wollen Mieter blei-
ben", weitgehende Mietermitbe-
stimmung, -Selbstverwaltung, Wohn-
recht auf Dauer zu tragbaren Mie-
ten.

Zur Konkretisierung der o.g. For-
derungen wurden die beiden fol-
genden Modelle in der Mieterschaft
diskutiert.

Bewohnergenossenschaft als
weitgehenste bewohnerbestimmte
Trägerschaft
Dieses Modell wurde aus folgenden
Gründen fallengelassen:

Finanzierung:

Der innerhalb des 50 Mio. Pro-
gramms vorgesehene Eigenkapital-
anteil des zukünftigen Trägers von
ca. 15% der Kaufsumme hätte durch
die Bewohner aufgebracht werden
müssen. Dies ist bei den niedrigen
Einkommensverhältnissen nicht
möglich. Die Übernahme des
Eigenkapitalanteils durch die Ko-
mune läßt sich aufgrund der örtli-
chen politischen Situation nicht
durchsetzen.

Zeitdruck:

Da die Eigentümerin, die Maxhütte,

so schnell als möglich verkaufen
will, hätte sich die Genossenschaft
athock gründen müssen. Dies ist
aufgrund des langwierigen Aner-
kennungsverfahrens durch den Ge-
nossenschaftsverband und die in
Kürze nicht zu leistende Aufklärung
der Nutzer unrealistisch.

„Individualistische Nebenlei-
stungs-GmbH mit genossen-
schaftlicher Ausrichtung"
ein von der Landesentwicklungsge-
sellschaft Nordrhein-Westfalen
(LEG) ausgearbeitetes Modell für
das Stollwerk-Projekt in Köln. Fol-
gende Gründe führten zur Favori-
sierung dieses Modells und zur Kon-
kretisierung bezogen auf die örtliche
Situation in Eschweiler durch uns
als beratende Fachleute (Mitarbei-
ter der Lehrstühle Wohnbau und
Planungstheorie RWTH Aachen
und der Mieterselbsthilfe e.V.
Aachen).
• Aus wohnungspolitischen Grün-

den ist es u.E. sinnvoll, bei einem
extrem hohen Förderanteil eine ge-
genseitige Kontrolle von öffentli-
cher Hand und Nutzern zu gewähr-
leisten, um einer Satzungsänderung
z.B. i.R. Privatisierung entgegen zu
wirken.
• Ein ortsnaher gemeinnütziger

Träger, der auch politisch vertret-
bar wäre, steht in Eschweiler nicht
zur Diskussion. Demnach ist abzu-
sehen, daß die LEG gemäß ihres
Antrages die Siedlung übernehmen
wird. Dies bietet die größtmögliche
Realisierungschance für dieses Mo-
dell.
• Dieses Trägermodell läßt sich

aufgrund seiner Konstruktion
(GmbH-Gesetz) binnen kurzer Zeit
gründen, bedarf allerdings auch
einer Übergangszeit, in der die Be-
wohner in die Selbstverwaltung ein-
geführt werden.

Trägermodell
In der Rechtsform der neuen Träger-
gesellschaft werden die Vorteile
einer Personengesellschaft mit der
Stetigkeit einer Kapitalgesellschaft
verbunden.

• Die Organe der Gesellschaft sind
die Gesellschaftsversammlung,

der Beirat und die Geschäftsfüh-
rung. Die Arbeitsweise und die
Kontrolle der Organe orientieren
sich an einer genossenschaftlich
ausgerichteten Satzung.
• Die Gründungsgesellschaft, in

diesem Fall die LEG (es könnten
auch andere politisch kontrollierba-
re Institutionen sein), bringt den
notwendigen Eigenkapitalanteil ein.
Sie ist Mehrheitsbeteiligte mit 51%
der Stimmen in der Gesellschafts-
versammlung.
• Die Mitgesellschafter sind die

Nutzer, die mind. einen Gesell-
schaftsanteil, ca. 500 DM, erwerben
müssen. Unabhängig vom Kapital-
anteil haben sie immer 49% der
Stimmen.
• Der Beirat-2/3 Mehrheit für die

Nutzer - und die Geschäftsfüh-
rung - Mehrheit bei der Gründungs-
gesellschaft - übernehmen die ge-
genseitige Kontroll- und Informa-
tionsfunktion. D.h. auch die Mehr-
heitsbeteiligte - die Gründungsge-
sellschaft - kann ihre Anliegen nur
mit Zustimmung des Beirates
durchsetzen.

Ursula Kornes, Michael Rau
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Holland - das Musterländle von
Architektur und Städtebau. Diesem
Image von Rotterdam ist ein gewal-
tiger Schlag versetzt worden. Nach
dem Willen der Kommission für
Stadterneuerung und den Neubau-
komfort-Wünschen einer Bevölke-
rungsgruppe, hat der Bürgermeister
Peper beschlossen: eines der bedeu-
tendsten Werke dieses Jahrhun-
derts, das „Weiße Dorf", kommt
unter den Abrißhammer. Aufseiner
Fläche sollen Neubauwohnungen
entstehen.

Eigentlich hätte man denken
müssen, daß das „Weiße Dorf so
unantastbar sei wie in seinem östli-
chen Nachbarland der Kölner Dom.
Denn es ist das Werk des weltweit
berühmten Architekten J. J. P. Oud,
der neben Le Corbusier, Mies van
der Rohe und Gropius einer der
großen Entwerfer unseres Jahrhun-
derts war. Dem östlichen Nachbar-
land Deutschland ist Oud in vielerlei
Weise verbunden gewesen: das
Gründungsmitglied des „Styl" hatte
großen Einfluß auf das „Bauhaus";
Oud schrieb glänzend in deutscher
Sprache und publizierte in der Rei-
he der „Bauhaus-Bücher"; sein Bei-
trag zur berühmten Stuttgarter
Weißenhof-Siedlung ist unlängst bis
ins feinste Detail glänzend restau-
riert worden.

Der Abriß wird noch unverständ-
licher, wenn man weiß, daß Rotter-
dam gerade nach einem erbitterten
Tauziehen per Minister-Entscheid
das Architektur-Museum zugeteilt
bekam, das nun von Amsterdam
nach Rotterdam umziehen soll. Die
umstrittene Entscheidung wird
wohl über die Fragwürdigkeit hin-
aus zur schildbürgerhaften Lächer-
lichkeit, wenn Rotterdam zur glei-
chen Zeit sein wichtigstes Freilicht-
Museum für Architektur und Stadt-
planung abreißt.

Während in der BRD keine Sied-
lung mehr angetastet wird, während
die Weißenhofsiedlung, nach eini-
gen Auseinandersetzungen, nun als
Glanzstück von Württembergs Me-
tropole dasteht, hat das „Weiße

.Süll
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Das „Weiße Dorf
von J. J. P. Oud in Rotterdam

soll abgerissen werden

Dorf in Rotterdam bislang noch
nicht einmal Denkmalschutz erhal-
ten. 1922 auf einer dreieckigen frü-
heren Polderwiese entstanden, für
die seinerzeit ärmste und bedürftig-
ste Bevölkerungsschicht, verband J.
J. P. Oud in einer einzigartigen Wei-
se die Forderungen nach niedrigsten
Kosten, großer Ausnutzung des Bo-
dens und Einfachheit mit Ansprü-
chen an städtebauliche Szenerie,
eine Fülle wohldurchdachter kon-
kreter Gebrauchswerte und Schön-
heit. Selten in der Geschichte der
Kunst haben sich Nützlichkeit und
Ästhetik in so außerordentlicher

Weise miteinander verbunden.
Mit den geringsten Mitteln und

größter Raffinesse in den Details
ordnete Oud die einst 343 Wohnun-
gen (heute zu rund 220 zusammen-
gelegt) zu eingeschossigen Straßen,
die durch leichte Vorsprünge und
Abwinkelungen an den Enden
platzartig geworden sind, zu inti-
men, menschlich dimensionierten
Räumen und insgesamt zu einer
Theaterszenerie, wie man sie in die-
ser Fülle kaum anderswo finden
kann.

Das „Weiße Dorf" ist ein Massen-
Wohnungsbau auf künstlerischer

Grundlage, wie es sich Theo van
Doesburg und viele andere ge-
wünscht hatten und wie er, vor
allem nach einer Fülle an Katastro-
phen, auch heute noch das wichtig-
ste Thema demokratischer Gesell-
schaften sein müßte.

Wird es einen Aufschrei geben,
daß dieses Lehrstück nicht der Zer-
störung anheim fällt? Edoardo Var-
gas von der Architektur-Abteilung
der Universität Hannover und die
knapp 80jährige Architektin Lucy
Hillebrand sowie die Leiter der
Stadtplanungsämter in Reckling-
hausen und Hannover, Knut Schleg-
tendal und Peter Dellemann haben
ein deutsches Aktionskomitee zur
Rettung des „Weißen Dorfes" ge-
gründet, das Unterschriften sam-
melt. Sie finden den Abriß auch des-
halb unverständlich, weil vor sechs
Jahren 7 Millionen in die Moderni-
sierung der Wohnungen gesteckt
wurden - zuwenig, um es gut zu ma-
chen, zuviel für eine offensichtlich
skandalös oberflächliche und
schlechte Arbeit, auf die sich nun
die Abriß-Befürworter berufen, eine
bekannte Weise verkürzter Argu-
mentation. Sie führtauch Schwierig-
keiten in der Fundierung an, die es
natürlich überall in Holland gibt,
und ignoriert, daß gerade Holländer
die Meister ihrer Überwindung
sind. Für eine Siedlung, die bereits
mehrfach mit den Mieten bezahlt
wurde, dürfte auch kein Kosten-
Argument mehr gelten: für den
Neubaupreis könnte man sie ange-
sichts ihrer einfachen Bautechnolo-
gie sogar billiger als Neubauten in
Originalform wiederaufbauen.

Wenn Amsterdam sein „Beton-
Dorf" aus den Zwanziger Jahren
und viele weitere Siedlungen restau-
riert und Rotterdam das „Weiße
Dorf" abreißt, dann wird die hollän-
dische Städte-Konkurrenz, die sich
seit kurzem in den Werbe-Slogans
ausdrückt „Amsterdam hat es" und
„Rotterdam macht es", ein neues
Motto erhalten: „Rotterdam ruiniert
es. Roland Günter

Bundesforschungsanstalt baut Informationssystem zum ökologischen Bauen auf
Zusammen mit dem Bund Deut-
scher Architekten und dem Bund
Deutscher Landschaftsarchitekten
veranstaltete die Bundesforschungs-
anstalt für Landeskunde und Raum-
ordnung am 25726. Oktober 1984
ein Forschungskolloquium im Rah-
men der ECE. Auf ihm ergriff auch
Bundesbauminister Dr. Oscar
Schneider das Wort zum Thema
„Stadt und Umwelt". In seinem
Beitrag fordert er umfassende, inte-
grierte Handlungsprogramme, die
die bisherigen sektoralen Maßnah-
men überwinden. Selbstverständ-
lich bleiben sektorale Maßnahmen
auch künftig notwendig; sie müssen
aber in ein stadtökologisches Ge-
samtkonzept eingebunden sein."
Und an derer Stelle: „... wir müssen
ökologisch wirksame Maßnahmen
in die vorgefundenen Systeme ein-
passen: in die Systeme des Stadt-
und Fernverkehrs, der Energiever-
sorgung, der Wasserversorgung und
-entsorgung, der Abfallwirtschaft
und der Stadtlandschaft und -archi-
tektur."
Diese Feststellungen sind in der
Öffentlichkeit und in der Fachwelt
auf reges Interesse gestoßen; jeden-

falls mehren sich bei der BfLR (als
Mitveranstalter des Kolloquiums)
entsprechende Anfragen, die aber
z.Zt. nur unbefriedigend bedient
werden können:

• zu knapp sind die Informationen
über die wenigen hier bekannten

Projekte
• zu wenig kann auf fachspezifi-

sche Beispiele verweisen werden
• zu selten können für die jeweili-

gen Anfrager leicht erreichbare
Beispiele angeboten werden ...
Um dieses Informations-Defizit
abzubauen, wird in der BfLR ein
Dokumentations- und Informa-
tionssystem aufgebaut. In einer
ersten Sammlungsphase werden
Fachverbände, Institutionen, Par-
teien, Vereine, Ausbildungs- und
Forschungsstätten angeschrieben
und um aktive Mithilfe gebeten.

Dabei geht es nicht nur um die
rein quantitative Erfassung mög-
lichst vieler Beispiele. Es kommt
auch darauf an, von vornherein eine
Mindestqualität an Information zu
gewährleisten. Dementsprechend
werden (stichwortartige) Aussagen
zu folgenden Punkten erwartet:

Name der Gemeinde:
Bezeichnung des Projektes:
(z.B. Energiesparhaus, Wohnumfeld-
verbesserung, Verkehrsberuhigung,
Fassadenbegrünung...)
räumliche Einbindung:
(z.B. Name des Stadtteils, der Straße,
aber auch: Baulücke, 34er Gebiet,
35er Gebiet u.a.)
gewähltes Planverfahren:
(z.B. Bebauungsplan, Sonderpro-
gramm, öffentl. oder private Initiative
...)
aktuelle Projektphase:
(Planverfahrensstand, Stand der Rea-
lisierung, Dauer der Inbenutzungs-
nahme)
Finanzierung:
(z.B. Sonderßrderprogramm, priv. In-
vestition u.a.)
Ökologische Elemente:
(z.B. Bodenentsiegelung, Fassaden-
begrünung, Energieeinsparung,
Lärmminderung...)
Projektbeteiligte als Ansprechpart-
ner:
(Name/Adresse/El. z.B. von Bauher-
ren, Planern, Verwaltungsstellen)
Bei dieser Projektdokumentation
geht es nicht nur um die Beantwor-
tung von Anfragen.

Der Bundesbauminister will auch
seine Forschungs- und Experimen-
tieraktivitäten im Rahmen des Pro-
gramms „Experimenteller Woh-
nungs- und Städtebau" ausweiten.
Um hier nicht an der Praxis vorbei-
zuforschen, sondern für die Praxis
relevante Wissensdefizite möglichst
schnell erfassen und beseitigen zu
können, ist ein möglichst komplet-
ter Überblick über die Projekte (ge-
plante und laufende) von großer Be-
deutung. Die Bandbreite der Pro-
jektthemen ist entsprechend weit:

Wohnumfeldverbesserung, Ver-
kehrsberuhigung, Modernisierung
und Sanierung, Stadt(teil)erneue-
rung, Hinterhofbegrünung, Fuß-
gängerzonen, Fassadenbegrünung,
Dachbepflanzungen usw.

Die möglichst nach den gen.
Stichpunkten sortierten Informatio-
nen werden gesammelt und aufbe-
reitet bei

Tomas Grohe
Bundesforschungsanstaltßr Landes-
kunde und Raumordnung
Am Michaelshof 8
5300 Bonn 2
Tel.:0228-826229
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Vermischtes

WDR erstellt Umweltverzeidmis
für Nordrhein-Westfalen
Der Westdeutsche Rundfunk hat in
seiner Sendung Arche 2000 einen
Aufruf gestartet. Er sucht Gruppen,
die vor Ort im Umwelt- und Natur-
schutz aktiv sind. Die Redaktion
möchte eine möglichst umfassende
Liste aufstellen, mit den Adressen
und den Arbeitsschwerpunkten der
verschiedenen Gruppen. Diese Li-
ste soll den Zuschauern zur Verfü-
gung gestellt werden, damit sie sich
einen Überblick über verschiedene
Möglichkeiten des Engagements
verschaffen können und sich viel-
leicht auch tatsächlich im Umwelt-
und Naturschutz engagieren.
Die Mitteilung an den WDR erfolgt
am einfachsten auf einer Postkarte,
wo neben der Anschrift die Arbeits-
schwerpunkte aufgeführt werden.
Am besten ihr schreibt sie gleich
und schickt sie an den:
Kontakt: WDR, Arche 2000, Postfach,
5000 Köln 100

Wie man auf einen Grünen Zweig
kommt
Jetzt im Frühling steigt die Sehn-
sucht nach Grün in der Stadt wieder
zunehmend. Doch viele Bürger
müssen feststellen, daß in ihrer
Umgebung von Grün weit und breit
nichts zu sehen ist Dies muß nicht
so bleiben. Wenn genügend Initiati-
ve und Kreativität zusammenkom-
men, wenn man die Besitzer von
ungenutzten, kaum oder falsch ge-
nutzten Freiflächen dazu überreden
kann, gemeinsam nutzbare Grünflä-
chen daraus zu machen, kann man
auf einen grünen Zweig kommen.

Die Begrünung von Innen- und
Hinterhöfen ist gar nicht so schwie-
rig, wie man zunächst meinen könn-
te. Wie's gemacht wird, darüber
informiert eine Broschüre des Lan-
desverbandes Bürgerinitiativen
Umweltschutz (LBU). Die Broschü-
re kann im Umwelt-Zentrum Han-
nover, Hinüberstr. 18, 3000 Hanno-
ver 1, für 2 DM in Briefmarken bezo-
gen werden.
Bezug: LBU Niedersachsen, Hin-
überstr. 18, 3000 Hannover 1

Ende des sozialen Wohnungsbaus?
Alternativen der Wohnungspolitik

Unter diesem Titel veröffentlichte
die Fachgruppe „Wohnungs- und
Stadtplanungspolitik" der GAL
Hamburg eine wohnungspolitische
Broschüre. Ihre Themen sind neben
dem sozialen Wohnungsbau die Ge-
staltung von Mieterbeteiligung, die
Zukunft der (Hamburger) Groß-
siedlungen und das Verhindern der
Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen. Obwohl die Bro-
schüre auf Hamburger Verhältnisse
zugeschnitten ist, gehen die Verfas-
ser davon aus, daß genügend Proble-
me von überregionaler Bedeutung
sind.
Für 3,- DM pro Exemplar kann sie
bezogen werden bei der GAL - Lan-
desgeschäftsstelle Bartelsstraße 30
2000 Hamburg 6

Großsiedlungen der 60er und 70er
Jahre sind wieder zum Thema städ-
tebaulicher, wohnungs- und sozial-
politischer Diskussionen geworden.
Das unerwartete Ausmaß an Bau-
schäden, zunehmende Fluktuation,
Wohnungsleerstand, hohe Mieten,
Zwangsräumungen aufgrund von
Mietschulden, Konzentrationen
von Haushalten in angespannter so-
zialer und ökonomischer Situation,
das Negativimage, das nicht zuletzt
auch durch spektakuläre Berichter-
stattungen in den Medien öffent-
lichkeitswirksam festgeschrieben
wird, haben Verunsicherungen der
Wohn- und Lebensverhältnisse in
den Gebieten zur Folge.

Die Fachdiskussion über die
problematischen Entwicklungen in
den meist randstädtisch gelegenen
Neubaugebieten und über planeri-
sche Ansätze der Gegensteuerung
wird vielerorts und zunehmend ge-
führt. Das Thema hat Konjunktur.
Vor kurzem erst hat sich in Ham-
burg die Vereinigung der Stadt-, Re-
gional-und Landesplaner (SRL) auf
ihrer Halbjahrestagung im Juni 1985
mit dem Thema „Nachbesserung von
Großsiedlungen der 60er und 70er
Jahre" beschäftigt. „Vor Ort" wurde
über Probleme und Lösungsansätze
in den Hamburger Großsiedlungen
Kirchdorf-Süd und Steilshoop dis-
kutiert und nach „Strategien zur Er-
neuerung" gesucht Stellungnahmen
zur Wohnungspolitik in Hamburg
sowie Erfahrungsberichte aus den
Niederlanden und der Bundesrepu-
blik bildeten hierzu den Hinter-
grund. Entsprechend der Natur von
Veranstaltern und Teilnehmerschaft
nahm die Rolle des Architekten und
Planers einen nicht unbedeutenden
Stellenwert in der Diskussion ein,
sowohl bezogen auf die Entste-
hungsgeschichte dieser Siedlungen
als auch auf die heutigen Ansätze
zur „Nachbesserung".

Im März 1985 schon hatte das
Deutsche Institut für Urbanistik
(Difu) in Berlin ein Seminar zum
Thema „Stadterneuerung und Stadt-
reparatur in Großsiedlungen " durch-
geführt. Teilnehmer waren Kom-
munalpolitiker, Verwaltungsfach-
leute und Mitarbeiter von Woh-
nungsbaugesellschaften. Eine Wo-
che lang standen am Beispiel meh-
rerer nationaler (Berlin/Märkisches
Viertel, Bremen/Osterholz-Tene-
ver, Hamburg/Kirchdorf-Süd,
Köln/Chorweiler) und internationa-
ler Siedlungen (Lyon/Les Minguet-
tes, Alencon/Perseigne, Amster-
dam/Bijlmermeer) Lösungsstrate-
gien und Verbesserungsansätze zur
Debatte.

Die Internationalität von Problem
und Thema wird anschaulich durch
die Veranstaltungen des Internatio-
nalen Verbandes für Wohnungswe-
sen, Städtebau und Raumordnung
(IVWSR): „Post-War Public Hou-
sing in Trouble", Delft/Niederlan-
de, im Oktober 1984, „Approaches
to the Improvement of Social/Public
Housing", Newcastle/Großbritan-
nien, im April 1985 und im Oktober
1985 der Kongreß „Verbesserung
von Großwohnsiedlungen der
Nachkriegszeit" in Budapest.

Für die bundesdeutsche und Ber-
liner Situation läßt sich der bisherige
Diskussionsstand etwa wie folgt zu-
sammenfassen: Wir stehen erst am
Anfang einer Entwicklung, die im
Ausland bereits teilweise dramati-
sche Zuspitzung erfahren hat. Wäh-
rend bei uns der Abriß von Neubau-

Thema: Großsiedlungen

ten als Lösungsstrategie noch zu-
rückhaltend diskutiert wird, sind in
Frankreich, den Niederlanden und
Großbritannien schon mehrere
Siedlungsteile abgerissen worden.
Damit hat das schon legendäre
Abriß-Beispiel Pruitt-Igoe in den
USA, bei dem alle engagierten Ret-
tungsversuche erfolglos geblieben
waren, aktuelle Nachfolger gefun-
den. Hierzulande ist eine Vielzahl
von Verbesserungsansätzen in den
Großsiedlungen eingeleitet. Als
„Nachbesserung von Großwohnan-
lagen der 50er bis 70er Jahre" wer-
den Modellmaßnahmen im Rah-
men des experimentellen Woh-
nungs-und Städtebaus durch das
Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau ge-
fördert. Das Spektrum der insge-
samt diskutierten und teilweise be-
gonnenen Maßnahmen ist breit. Es
reicht von den unerläßlichen bauli-
chen Reparaturen, veränderten Be-
legungspraktiken, Modellen der
Mieterbeteiligung, Mietverzichten
und Nachsubventionen, Be-
treuungs- und Beratungsangeboten,
Umnutzungen, Wohnumfeldver-
besserungen bis zum Abtragen der
oberen Geschosse und zu Teilab-
brüchen.

„Nachbesserungsmaßnahmen"
sind kostenintensiv. Allein die Be-
seitigung der Bauschäden macht
Aufwendungen notwendig, die bei
den Eigentümern - zu großen Tei-
len gemeinnützigen Wohnungsbau-
gesellschaften - zu erheblichen Be-
wirtschaftungsverlusten führen. Der
Ruf der Wohnungswirtschaft nach
öffentlicher Hilfe ist unüberhörbar;
argumentiert wird, „daß auch der
Staat und die Kommunen als gleich-
rangige Träger der Verantwortung
für den sozialen Wohnungsbau
einen angemessenen Kostenanteil
übernehmen" müssen. Insbesonde-
re vor dem aktuellen Hintergrund,
daß der BMBau die Mittel für die
Städtebauförderung aufstockt, wird
vor allem von Seiten der gemeinnüt-
zingen Wohnungs wirtschaft die Fra-
ge aufgeworfen, ob in diesen Gebie-
ten nicht „städtebauliche Mißstän-
de" im Sinne des Städtebauförde-
rungsgesetzes vorlägen, die den Ein-
satz von Fördermitteln rechtfertigen
würden. Die Behandlung der Prob-
leme in den Großsiedlungen als „öf-

fentliche Aufgabe" würde aber - so"
wird auch aus kommunaler Sicht
argumentiert - die Bindung des Ein-
satzes öffentlicher Mittel an be-
stimmte Auflagen erfordern, z.B. an
die besondere Berücksichtigung
von beschäftigungspolitischen, öko-
logischen, energiepolitischen As-
pekten. Wohnungsversorgungspoli-
tisch fatal wird die Diskussion, wenn
aufgrund nur begrenzt zur Verfü-
gung stehender Fördermittel und
zunehmender Vermietungsschwie-
rigkeiten von teureren Wohnungen
Konkurrenzen zwischen den Alt-
bau- und Neubaugebieten gesehen
werden, die heute bereits in der For-
derung seitens der Wohnungswirt-
schaftgipfeln, doch wieder verstärkt
(die preiswerteren) Altbauwohnun-
gen" aus dem Markt zu nehmen" -
sprich: abzureißen.

Unbestritten ist heute die zwin-
gende Notwendigkeit, die Wohn-
und Lebenssituation der Bewohner
in den Großsiedlungen zu sichern
und zu verbessern im Rahmen eines
„behutsamen Umgangs auch mit
der neuen Stadt" (vgl. hierzu und
zum folgenden das neue Stadtbau-
welt-Heft 86 „Fortschritt durch
Rückbau?"). Den Schwerpunkt bis-
heriger „Nachbesserungen" bilden
teilräumliche, auf kurz- und mittel-
fristige Wirksamkeit angelegte Stra-
tegien. Zunehmend zeichnet sich
die Notwendigkeit ab, stärker als
bisher die gesamtstädtischen Rah-
menbedingungen in die Konzepte
einzubeziehen, um zu verhindern, "I
daß sozialräumliche Problemver- |
Schiebungen zu Lasten anderer
Stadtteile vorgenommen werden.
An einer längerfristigen Wirksam-
keit orientierte Lösungsansätze dür-
fen den heute bereits eingeleiteten
gesellschaftlichen Umbruch nicht
ignorieren, der zu charakterisieren
ist mit Stichworten wie „Süd-Nord-
Gefalle", „beschäftigungsarmes
Wachstum", „Polarisierung Arm -
Reich", „Schrumpfung". Umgangs-
formen mit den Großsiedlungen als
Konzeptionen und als Erfahrungen
vor dem Hintergrund dieser länger-
fristigen Perspektive zu diskutieren
ist Ziel eines Fortsetzungsseminars,
das vom Deutschen Institut für
Urbanistik im Februar nächsten
Jahres veranstaltet wird.

Rainer Autzen, Heidede Becker
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Neue Stadt Wulfen -jede 5.
öffentliche geförderte Wohnung steht leer
Von den ca. 2500 öffentlich geför-
derten Mietwohnungen in der
Neuen Stadt Wulfen (ca. 10.000 Ein-
wohner) stehen derzeit 501 Woh-
nungen leer (Stand 31.5.1985). Die-
ser überdurchschnittlich hohe
Anteil von 20% überrascht um so
mehr, als die Stadtentwicklungspla-
nung von Anfang an das Ziel ver-
folgte, durch vielfältige Gebäudety-
pen und Wohnungsgrundrisse
einen Wohnstandard zu schaffen.
Nachdem die ursprüngliche Kon-
zeption einer Bergarbeiterstadt von
53.000 projektierten Einwohnern
durch die Krise des Steinkohlen-
bergbaus nicht mehr zu halten war,
änderten sich in den 60er Jahren die
Stadt- und regionalplanerischen
Zielvorstellungen. Wulfen sollte
nun einen Teil der aus dem Ruhrge-
biet abwandernden Bevölkerung
auffangen und dazu beitragen,
durch verdichtete Bauformen einer
Zersiedlung der Landschaft entge-
genzuwirken.

In der Aufbauphase der 60er und
frühen 70er Jahre versuchte die
Entwicklungsgesellschaft Wulfen
durch mehrere großvolumige Bau-
gruppen, mit ihren maximal 8 Ge-
schossen für die damalige Zeit noch
relativ zurückhaltend, den Prozeß
der Stadtgründung zu dynamisieren
und Voraussetzungen für die
Ansiedlung von Geschäften und
Handwerksbetrieben zu schaffen.
Als es gegen Ende der 70er Jahre zu-
nehmend schwieriger wurde, die
Wohnungen zu vermieten, war die-
se Phase des Geschoßwohnungs-
baus längst beendet. In den jünge-
ren Baugebieten dominieren Einfa-
milienhäuser und Eigentumswoh-
nungen in verdichteter Bauweise.
Während diese Gebiete in ihrem So-
zialgefuge relativ stabil blieben,
kennzeichnen sich die großen Bau-
gruppen durch eine enorme Fluk-
tuation: viele Mieter zogen bei Miet-
preissteigerungen innerhalb Wul-
fens in billigere Sozialwohnungen,
ein großer Teil jedoch verließ die
Neue Stadt. Die Ursachen hierfür
sind vielschichtig und können nicht
allein aus der allgemeinen gesell-
schaftlichen Krise abgeleitet wer-
den, es gibt vorwiegend wulfenspe-
zifische Gründe:

• Die Randlage der Neuen Stadt:
im öffentlichen Personen-Nah-

verkehr schlechte Anbindung an die
Kernstädte des Ruhrgebietes; be-
sonders für Pendler Abhängigkeit
vom Auto; das Gefühl der Isolation
auf „grüner Wiese".
• fehlende Arbeitsplätze vor Ort:

vor allem für die vielen kinder-
reichen Familien sehr problema-
tisch; hohe Arbeitslosigkeit und
überdurchschnittlich großer Pro-
zentsatz an Sozialhilfeempfangern.
• Unzufriedenheit wegen fehlen-

der öffentlicher Einrichtungen,
Geschäfte, Gaststätten etc., beson-
ders in den ersten Jahren sehr stark
ausgeprägt.

Hinzu kommt die Unattraktivität
vieler Haustypen. Die größte Zahl
leerstehender Wohnungen ver-
zeichnen die 3-8 geschossigen Bau-
gruppen der Bergmannsied-
lung/THS und der Neuen Heimat:
mehr als 20% der insgesamt 1509
Wohneinheiten, in den achtge-
schossigen Gebäuden teilweise
über 50%. Das stadtgestalterische
Prinzip, hin und wieder Akzente
durch einen „achtgeschossigen
Berg" zu setzen, hat gerade unter
den finanziellen Restriktionen des
Sozialen Wohnungsbaus zu einer
schlechten internen Gebäudeer-
schließung geführt: Eingangslöcher,
die in keinem Verhältnis zur Bau-
masse stehen; öde, anonyme Flure;
hohe, monotone Treppenhäuser; zu
lange Laubengänge.' Gute Woh-
nungsgrundrisse und qualitätvolle
Freiräume werden durch solche
unangenehmen Zwischenbereiche
entwertet. Wenn dann, unterstützt
durch eine falsche Belegungspolitik
und unzureichende Pflege, Ver-
wahrlosung um sich greift, sinkt der
Wohnwert gegen Null.

Auch die renommierten Demon-
strativbaumaßnahmen blieben von
dieser Entwicklung nicht verschont:
die kubistisch verschachtelte Meta-
stadt mit ihrem ungesunden Raum-
klima (Stahlskelettkonstruktion mit
vorgehängter Eternit-Glasal-Fassa-
de), das Habiflex (da wasserdurch-
lässig „Tropfsteinhöhle" genannt;
Leerstand 100%, Umwandlung zu
Eigentumswohnungen geplant) und
auch das 1981 fertiggestellte Wohn-
und Geschäftszentrum von Kleihues
(Beispiel rationalistischer Architek-
tur mit schöner glasgedeckter Passa-
ge, einige Wohnungen jedoch

schlecht belichtet, Leerstand 50%,
auch viele Geschäfte noch nicht ver-
mietet).

Fraglich ist, welchen Einfluß die
Mietpreise (im Durchschnitt zwi-
schen 6,- DM bis 7,- DM) und Woh-
nungsgrößen ausüben. Die Stadt
Dorsten und die Entwicklungsge-
sellschaft haben inzwischen mit
Vorarbeiten zu einer Untersuchung
der Ursachen begonnen, um Strate-

Wohn- und Geschäfts-
zenlrvm am Wulfener
Markt, fertiggestellt
1981. Wohnungsleer-
stand: ca. 50%, ebenso
sind viele der Geschäfte
nicht vermietet.
Architekt:J. P. Kleihues

Konzepte zur Wohnraumerhaltung.
Beispiele - Modelle - Experimente
Internationaler Kongreß des Wohn-
Bundes vom 26.-29.9.1985 in Mün-
ster, Universität Münster, Alte PH,

gien gegen weitere Aus- und Fortzü-
ge zu erarbeiten. Angesichts des ho-
hen Leerstandes scheinen diejeni-
gen Kritiker Recht zu bekommen,
die immer schon behauptet haben,
das Projekt sei zu gigantisch ange-
legt, zu ehrgeizig durchgeführt und
schaffe Wohnungen am falschen
Platz.

Egbert Bremen

Ffiednerstraße.
Information und Anmeldung:
WohnBund e.V., Ploenniesstr. 18,
61 Darmstadt, Tel.: 06151-7 99 45

Seminar:
Energieeinsparung und gesundes,

umweltfreundliches Bauen
BUND-Umweltzentrum Stuttgart •
Rotebühlstraße 84/1 • 7000Stuttgart 1 •
Telefon (0711) 6133 32

Zu diesem Thema wird im Umwelt-
zentrum regelmäßig ein Seminar
wiederholt. Neben sachlichen Infor-
mationen (Referate mit Dias) zum
Thema Wärmedämmung, energie-
sparende Heizsysteme, Sonnen-
energie, ökologisches Bauen und ge-
sundes Wohnen soll die Möglichkeit
zur Diskussion und Aussprache ge-
geben werden.
Ferner ist entsprechendes Informa-
tionsmaterial erhältlich.

Leitung:
Ansgar Schrode, Dipl.-Ing. (FH),
Sachverständiger für Bauphysik,
unabhängiger Energieberater

Termine für 1984/85:
(jeweils inhaltsgleich)

Samstag, 28. September 1985
Samstag, 16. November 1985

Unkostenbeitrag: 8,- DM

Programm

10.00 Uhr: Wärmedämmung und
Baustoffe (Referat, Diskussion)
- Welche Einsparungen kann eine
Wärmedämmung bringen?
- Welche Dämmstoffe kann man
verwenden?
- Wie müssen Wärmedämmungen
ausgeführt werden, damit keine
Feuchteschäden oder schalltechni-
sche Nachteile entstehen?
- Welche hygienischen und gesund-
heitlichen Gesichtspunkte müssen
bei Energieeinsparungsmaßnah-
men beachtet werden?
- Wann ist eine Dampfsperre wirk-
lich notwendig?
- Wo liegen die technischen, ökolo-
gischen und wirtschaftlichen Gren-
zen der Wärmedämmung?
- Was ist bezüglich der Auswahl der
Baustoffe zu beachten?
- Was versteht man unter „Baubio-

logie" und wie kann man auf die Ge-
sundheit der Bewohner Rücksicht
nehmen?

13.00 Uhr: Mittagspause
14.30 Uhr: Heizung (Referat, Diskus-
sion)
- Welche Heizsysteme sind am sinn-
vollsten?
- Welche Energieträger sollen ver-
wendet werden?
- Wodurch kann die notwendige
thermische Behaglichkeit erreicht
werden?
- Was ist wirtschaftlicher, Wärme-
dämmung oder Wärmepumpe?
- Wie müssen Wärmepumpen aus-
gelegt sein, damit sie wirtschaftlich
arbeiten können?
- Wann ist eine mit der Heizung ge-
koppelte Warmwasserbereitung
sinnvoll?
- Welche Vor- und Nachteile hat
eine Fußbodenheizung?
- Ist eine Niedertemperaturheizung
auch mit Heizkörpern möglich?
- Wann können Einzel- und Kachel-
öfen eine Alternative zur Zentral-
heizung bieten?
- Ist eine Wärmerückgewinnung der
Lüftungswärmeverluste ratsam?

16.00 Uhr: Pause
16.30 Uhr: Sonnenenergie (Referat,
Diskussion)
- Einsatzmöglichkeiten von Son-
nenkollektoren
- Unterschiede zwischen Wasser-
und Luftkollektor
- geeignete Kurz- und Langzeitspei-
cher
- Welche Energiegewinne bringen
große Südfenster, Wintergärten,
Glasvorbauten und verglaste Süd-
wände („passive" Sonnenenergie)?

- Welche Rolle spielt dabei die Wär-
mespeicherfähigkeit der einzelnen
Bauteile?
- Wie können sich aktive und passi-
ve Systeme ergänzen?
- Welche Zusatzheizung ist erfor-
derlich?
- ausgeführte Beispiele
- praktische Tips für jedermann
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A rchitekturausbildung
Eine amerikanische Privatschule im Tessin
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Das SCI-ARC, das Southern Cali-
fornia Institute of Architecture and
urban design, bezog im Juli 1983
eine renovierte und umgebaute Vil-
la in Vico Morcote (Schweiz), um sie
als Schule für Architektur und Stadt-
planung zu verwenden.

Gegründet 1972, als eine unab-
hängige, sich frei finanzierende Pri-
vatschule, wuchs das SCI-ARC im
Laufe der Jahre von ursprünglich
sieben Professoren und fünfzig Stu-
denten auf über 50 Professoren und
350 Studenten an. Die letzte Erwei-
terung der expandierenden Schule -
sie besitzt mittlerweile Filialen in
Los Angeles, New York und Mexiko
- ist das Haus in Vico Morcote.
Obwohl erste Lehrveranstaltungen
bereits im Jahre 1978 in Nimes
(Frankreich) stattfanden, entschied
man sich nach einer Übergangspha-
se in Carona (CH), für den endgülti-
gen Standort am Luganer See.

„Im Vordergrund der Ausbil-
dung", so Ray Kappe, der Direktor
und Mitbegründer von SCI-ARC,
„steht der Versuch, den Prozeß
des Architekturerlernens jedem
Studenten zu vermitteln." Deshalb

wird ihm ein möglichst weitgefaßtes
Spektrum von Theorien angeboten.
Diesem Grundsatz wird in Vico
Morcote Rechnung getragen. Die
eingeladenen Gastprofessoren
wechseln in der Regel jedes Trime-
ster - Vico Morcote hat das amerika-
nische System von drei Trimestern
zu je zehn Wochen pro Jahr über-
nommen -, so daß ein fortwähren-
der Austausch gewährleistet ist.
Die Hauptsäule der Ausbildung des
Studenten stellt ein Entwurf mit der
Betreuung eines etablierten Archi-
tekten dar, der jeweils für zehn Wo-
chen den Kursus leitet. Diese Archi-
tekten, wie Mario Botta, LuigiSnozzi
und Mario Campi, stammen vorwie-
gend aus dem Tessin selbst und sind
bestens vertraut mit den örtlichen
Gegebenheiten der Projekte, die wie
die Erweiterung einer Badeanlage in
Carona oder die Erstellung einer
Musikakademie in Lugano, vorwie-
gend aus der näheren Umgebung
stammen. Darüber hinaus ergänzen
Geschichtsseminare, praktische
Übungen wie ein Möbel-Design
Kurs, Ausflüge ins Tessin, Venedig
oder Wien, das Programm.

piano terreno
ground tloor

Ein Hauptpunkt im Programm
der relativ kleinen Gruppe - sie be-
steht in der Regel aus etwa 25, meist
männlichen Schülern, stellen die so-
genannten „wednesday evening lec-
tures" dar, Vorträge von eingelade-
nen Architekten, die ihre Projekte
vorstellen und zur Diskussion anre-
gen sollen. Diese Gespräche ermög-
lichen nicht nur den interessanten
Einblick in ihre Arbeit, sondern
nehmen im Tessin bei interessierten
Architekten einen Stellenwert ein,
der den Rahmen der Schule sprengt.
Dazu Mario Campi, Architekt in Lu-
gano: „Wir diskutieren im Freun-
deskreis unsere Probleme und Ten-
denzen der tessiner Architekturent-
wicklung. Diese Zusammenkünfte
dienen einer überregionalen, intel-
lektuellen Kontaktförderung."

Das SCI-ARC Programm ist im
eigentlichen Sinne ein Bestandteil
der Ausbildung in Santa Monica. So
verwundert es dann auch nicht, daß
der überwiegende Teil der Studen-
ten aus Nordamerika kommt,
obwohl jeder Europäer, der eine
Hochschule besucht oder ein gleich-
wertiges Schulzeugnis vorweisen

ehener Gast im Tes-
sin ist. Allerdings ist der Preis den
Aufwendungen entsprechend ange-
setzt. Die noch im Vergleich mit den
amerikanischen Preisen niedrigen
Kosten für Europäer belaufen sich
auf etwa 6500,- DM für das zehnwö-
chige Trimester mit Unterkunft und
Verpflegung.

Aber nicht nur auf der Ebene der
Finanzierung offenbaren sich
Unterschiede zu den etablierten
Hochschulen. Eine Beschränkung
auf wenige Punkte in der Architek-
turausbildung, wie z.B. den Entwurf
mit fast ausschließlichem Schwerge-
wicht auf der Entwurfstheorie, ohne
Konstruktion und Berechnungen,
bringt die Schule um die Chance,
eine komplette Ausbildung zu bie-
ten.

Deshalb spricht die Privatschule
vor allem Fortgeschrittene an, die
ihr akademisches Wissen erweitern
wollen und sich zehn Wochen inten-
siv in einem angenehmen Ambiente
mit der Disziplin Architektur aus-
einandersetzen wollen.

Uwe Rosenberg

Skandal bei der Berufung Baugeschichte an der TU
Am Fachbereich Architektur der TU
Berlin rumort es wieder ein klein we-
nig. Anlaß ist die Art und Weise, wie
die Auswahlkommission bei der Be-
rufung Baugeschichte bereits im Vor-
feld qualifizierte Bewerber durchfal-
len läßt. Am 4. 6. 1985 wurde ein
Flugblatt mit nachstehendem Text in
Umlauf gebracht.

Die Redaktion

Eine Berufung der beiden mit
Abstand qualifiziertesten Bewerber
um die Baugeschichts-Professur
Prof. Heinrich Klotz (Deutsches

Architekturmuseum Frankfurt) und
Prof. Goerd Peschken (Kunsthoch-
schule Hamburg), soll von vornher-
ein verhindert werden. Deshalb
wurden sie durch die rechte Hoch-
schullehrer-Riege übel diffamiert
und von den Berufungsvorträgen
ausgeschlossen: der eine, weil er
Kunsthistoriker ist und sowieso
meist in Frankfurt sein würde - der
andere, weil er 54 Jahre alt ist und
nur noch 10 Jahre Prof. sein könnte
(so Vorsitzender Krähe).

Wir wollen uns nicht von einer
kleinen reaktionären Hochschulleh-
rer-Minderheit (Krähe, Breitschuh,

Dierks, Heikamp) auch für die näch-
sten 10 Jahre nur dumme Bauge-
schichts-Sprüche verpassen lassen!

Die Studenten und Assistenten
des FB Architektur fordern deshalb
die Berufungskommission auf, auch
die beiden international bekannten
und höchst qualifizierten Wissen-
schaftler Peschken und Klotz zu den
Berufungsvorträgen einzuladen. Wir
haben das Recht, uns in aller Öffent-
lichkeit von ihrer Eignung selbst
überzeugen zu können.

4. 6. 85

Preisfrage
Daß obiges Beispiel keine Ausnah-
me macht, sondern nur das jüngste
in einer langen Kette zur Paralyse
der deutschen Architektur ist, soll
folgendes Rätsel andeuten: wem, oh
Großes Orakel gibst Du Preis und
Ehr, wenn Du wählen kannst zwi-
schen:

Heinrich Klotz, Goerd Peschken
oderOOO
Rob Krier oder OOO
Oswald Mathias Ungers oder OOO
Ernst Kaspar oder OOO*
* Vgl. Vorlesungsverzeichnisse der
RWTH Aachen, Jahrgang 1970 ff.
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ARCir-ZHlTUNG

Architekten- und
Planerausbildung für die Praxis?

Ein Kolloquium an der RWTH Aachen am 30.11.1984

In der Öffentlichkeit ist es relativ
ruhig geworden um die Ausbildung
an den Hochschulen. Das bedeutet
jedoch nicht, daß an den Hochschu-
len nichts geschieht. Tendentiell
werden z.B. Fächer, die einmal ein-
gerichtet wurden, um die Wirkun-
gen von Architektur und Planung
auf die Menschen zu untersuchen
oder die Beteiligungsmöglichkeiten
der Bevölkerung an der Gestaltung
ihrer Umwelt zu erarbeiten, unter
der Hand zu technischen .Zeichen-
übungen' usw. Dieses Vorgehen ge-
schieht unter dem Schutzschild des
„Praxisbezuges". Das bedeutet
nichts anderes als: Die „Praxis" der
Raum-, Umwelt- und Bauplanung
fragt nicht nach der Berücksichti-
gung des Allgemeininteresses, son-
dern nach bedingungsloser Ausfüh-
rung des Auftrages und nur das
kann Programm der Ausbildung
sein. Vor diesem Hintergrund ver-
suchte das Kolloquium das Thema
zu beleuchten. Es war in vier The-
menbereiche unterteilt:

1) Inhaltliche Bestimmung von
Ausbildung und Praxis sowie de-
ren Zusammenhänge

2) Arbeitsmarkt und Stellenange-
bote

3) Forderungen und Aktivitäten
von Verbänden

4) Verbindungen von Ausbildung
und Praxis an zwei Hochschulen

Ad 1) Einführend wies der Einla-
der (der hier berichtet) darauf hin,
daß gerade das Verhältnis von Aus-
bildung und Praxis untersucht wer-
den müsse, um Abhängigkeiten und
Einflußnahmen zu erkennen. Es sei
so, daß in dem Begriff „Praxis"
grundsätzlich unterschiedliche ge-
sellschaftliche Standpunkte enthal-
ten seien. Als Definition von „Pra-
xis" sei daher vorgeschlagen „tätige
Auseinandersetzung mit der Wirk-
lichkeit"; da sich die Wirklichkeit
der Architektur und Planung je-
doch nur auf das „Tätigsein" selbst

beschränke, sei die Ausbildung auf-
gerufen „nicht als Training für das
bloße Tätigsein" zu fungieren, son-
dern gerade die vernachlässigten
Felder der Berufspraxis aufzudek-
ken, zu entwickeln und in den Pla-
nungsprozeß einzubringen. Das lie-
ße auch Anstöße für die Berufspra-
xis aus der Hochschule ei warten.
Throll unterstrich die Zweiteilung
der „Praxis"ausdeutung.Der Markt
frage im Moment lediglich nach
Qualifikationen, die einerseits
„ökonomische Effizienz" und ande-
rerseits „Repräsentativität" der Ar-
chitekturprodukte gewährleisteten.
„Gebrauchswert von Architektur
und Stadtraum" für die Allgemein-
heit zu fördern, sei nicht mehr nach-
gefragt. Er verdeutlichte das bei-
spielhaft an der Internationalen
Bauausstellung Berlin (IBA). Sie
spiegele auch eine erneute Ver-
schärfung sozialer Unterschiede in
der Gesellschaft. Auch Honorar-
ordnung (HOAI) und Wettbe-
werbsrichtlinien (GRW 77) enthiel-
ten kaum sozialorientierte Grundla-
gen.

Die Geschichte des Verhältnisses
Ausbildung - Praxis (Konter)
zeigt, daß bereits im letzten Jahr-
hundert die Ausbildung lediglich
auf die „ökonomische Effizienz"
der Praxis ausgerichtet war, ver-
stärkt bei wirtschaftlich angespann-
ter Lage. Architekten und Planer -
deren heutiges Berufsfeld sich erst
in den 40er Jahren des 19Jh. ent-
wickelte - paßten sich immer schon
schnell an geänderte politische Si-
tuationen an. Eines der tragischen
Beispiele ist wohl 1933, als der Lei-
ter der Hauptverwaltung des „Bund
Deutscher Architekten", Gaber,
formulierte, die „Berufsgruppe der
Architekten" erwarte „von der na-
tionalen Regierung den Ruf, (den)
ständischen Aufbau (der Berufsor-
ganisation) zu vollziehen"- Ein neu-
es Bild der Architektentätigkeit be-

ginne sich erst seit 1968 zu entwik-
keln und würde eher die sozialen
Aspekte der Architektur einbezie-
hen.

Die Auffächerung des Berufsfel-
des für Architekten und Planer
(Feldhusen) ist wie folgt: Von ca. 79
000 Architekten/Planern/Bau-lng.
sind ca. 50 000 lohnabhängig. Sie ar-
beiten 1. im öffentlichen Dienst
(18 000, davon ca. 5 000 Beamte),
2. in freiberuflichen Büros (ca.
15 000). 3. der Bauindustrie (ca.
10 000), 4. bei Kapitalinvestoren
(ca. 5 000) und 5. in Forschungs-
und Bildungseinrichtungen (ca.
1 000). Von den sog. „freiberufli-
chen" Architekten gibt es ca. 25 500
(1,4% der Büros machen ca. 30%
des gesamten Umsatzes).

Ad 2) Pesch und Stottrop fanden
in 42 Heften der Fachzeitschrift
„Bauwelt" (1984) 263 Stellenange-
bote für Architekten und Planer da-
von sechs(!) für Berufsanfänger,
und 70 erforderten zusätzlich das 2.
Staatsexamen. W. Krieg vom Fach-
vermittlungsdienst des Arbeitsam-
tes Düsseldorf berichtete von 7 000
arbeitslosen Architekten/Bau-Ing./
Planern bundesweit und 8 375 regi-
strierten Bewerbern. Vermittlun-
gen gab es im Vorjahr ca. 450. Es
handelte sich meist um kurzfristig
zu besetzende und befristete Stel-
len.

Ad 3) Der Geschäftsführer der
Architektenkammer NW (Strat-
mann, zit.: „rechts leben und rechts
reden, weil das schön ist") ließ deut-
lich werden, wie die Kammer ihren
zweifachen gesetzlichen Auftrag
versteht (1. Wahrnehmung öffentli-
cher Interessen den Baubereich be-
treffend, 2. Vertretung berufsstän-
discher Interessen, VR). Man ver-
stand, daß zu 1. die Architekten
keine Unterstützung der Kammer
erhalten und zu 2. offensichtlich le-
diglich der kleinste Teil der
Zwangsmitglieder (!), die größeren
„freien Architekten", gut vertreten
sind. Die Mehrheit der Referenten
hielt die Kammern für unzeitgemäß
und nicht dem allgemeinen Interes-
se dienlich.

Die Vereinigung der Stadt-, Re-
gional- und Landesplaner (SRL)
dagegen vertritt nicht nur berufs-
ständische Interessen, sondern setzt
sich auch tätig auseinander mit dem
„Planungswesen" oder der „Berufs-

situation des Planernachwuchses"
(Zlonicky-Krawietz). Der Kollege
der BSE (Mahneke) gab klare in-
haltliche Positionen zur „Praxisnä-
he" der Ausbildung ab: keine Kurz-
studiengänge wie sie in der Novelle
zum Hochschulrahmengesetz vor-
gesehen sind, ca. 12 Monate Prakti-
kum vor dem Studium, 10% der Fä-
cher mit Inhalten wie: Situation am
Arbeitsmarkt, Arbeitsplatzbedin-
gungen, tarifliche und rechtliche
Regelungen, berufliche und soziale
Lage, Humanisierung der Arbeit,
Mitbestimmung; gelenktes Prakti-
kum.

Ad 4) Ein in Anlagen der Art
entwickeltes Studium mit gelenkten
Praktika und Begleitseminaren
stellte Hennicken für die Gesamt-
hochschule Kassel vor. Einige Pro-
bleme, die dabei entständen, wie
erhöhte Kostenaufwendungen für
die Studenten oder ihre Konkur-
renzsituation zum sonstigen Ar-
beitsmarkt, bedürfen noch der Lö-
sung. Die letzte Neugründung einer
Hochschule, der Technischen Uni-
versität Hamburg-Harburg, weist
vom Programm her große Bereit-
schaft auf, sich der Interessen der
Allgemeinheit bei der Planung und
Entwicklung von gebauter Umwelt
anzunehmen (Schubert). Die neue
Fachrichtung heißt „Stadterneue-
rung und Werterhaltung"- Der
Lehrbetrieb läuft erst seit vier Se-
mestern.

Die Diskussion der Veranstal-
tung ließ deutlich werden, daß die
eingefahrenen Tätigkeitsfelder des
„Privatarchitekten" sich hauptsäch-
lich auf die „ökonomische Effi-
zienz" des Marktes für Planungslei-
stungen bezögen, dieses sei Über-
holt und dürfe so nicht mehr in die
Ausbildung eingehen. Die berufli-
chen Perspektiven lägen in einem
neuen Berufsfeld eines „Sozialar-
chitekten", der sich der Sozial- und
Umweltverträglichkeit widme. In
diesem Feld sei ein großer Pla-
nungsbedarf vorhanden. Es bedürfe
jedoch des Abstreifens „berufsstän-
discher" Organisationsformen, da
hier Sozialinteressen vertreten wer-
den müßten.

Volker Röscher
(Der Kolloquiumsbericht erscheint im
Mai 1985 unter dem Titel: Architektur-
praxis und Ausbildungspraxis, im Chri-
stiansverlag Hamburg)

^FRAUEN-ARCHITEKTUR" - Frauen über Architektur oder Frauenarchitektur?
Bericht über eine Vortragsreihe im Architekturgebäude der TU Berlin am 20., 21. und 22. Mai 1985

„Frauen-Architektur": Unter dieser
Überschrift organisierten Studen-
tinnen am Fachbereich Architektur
der TU Berlin in den späten Nach-
mittag - und frühen Abendstunden
eine Vortragsreihe. Zum Schwer-
punkt des ersten Tages, „Hausarbeit
und Wohnung", referierten Ulla
Terlinden (Berlin), Sigrid Rughöft
(Berlin), Gunhild Riemann (Berlin)
und Marijke van Moorsei (Eindho-
ven) und zu dem des zweiten Tages,
„Städtebau", Veronika Keckstein
(Berlin), Kerstin Dörhöfer (Aachen)
und Luise King (Frankfurt); der drit-
te Tag, „Beruf: Architektin", war Er-
fahrungsberichten und Projektbe-
schreibungen von Karin Baatz, An-
ne Rabenschlag (Berlin) und Inken
Baller (Berlin) vorbehalten.
Es fällt mir als interessiertem,

einem der bedauerlicherweise zu
wenigen männlichen Zuhörer recht

schwer, in der hier gebotenen Kürze
eine den behandelten Gegenstän-
den, unterschiedlichen Herange-
hensweisen und auch den Referen-
tinnen adäquate kritische Einschät-
zung vorzulegen. Erschwerend
kommt noch hinzu, daß eine Dis-
kussion mit Ausnahme einzelner
Verständnisfragen und grundsätzli-
cher Fragestellungen aus der weibli-
chen Zuhörerschaft nicht stattge-
funden hat; vermutlich lag es an der
für solch thematisch breit angelegte
Veranstaltungen typischen Überfül-
le von Informationen, Fragen, Mei-
nungs- und Glaubenssätzen, teil-
weise auch an der Vortragsart und
der Diskussionsfähigkeit der - vor-
sichtig ausgedrückt - qualitativ hete-
rogenen Beiträge. Manchmal konn-
te ich mich nicht des Eindrucks er-
wehren, daß die weibliche Solidari-
tät manchen Diskus (unzulässiger-

weise) verhindert hat. Auch auf die
Gefahr hin. mich Mißverständnis-
sen oder Vorwürfen wie Überheb-
lichkeit oder Voreingenommenheit
(„typisch Mann") auszusetzen,
möchte ich mir einige (wenige) Be-
merkungen zu den Beiträgen nicht
verkneifen.
Das einleitende Referat am ersten

Tag von Ulla Terlinden, „Auswirkun-
gen des Wandels der Hauswirtschaft
in Haus- und Stadtstrukturen", war
für mich enttäuschend. Terlindens
logisch- und konkret-historischen
Darlegungen und Begründungen
des Zusammenhangs von Auflö-
sungsprozeß der Hauswirtschaft
und Veränderungen der Stadt- und
Hausstrukturen waren gekennzeich-
net von einer der Bedeutung ihres
Gegenstandes unangemessen weit-
gehenden Ignoranz des Forschungs-
standes in den Gesellschaftswissen-

schaften, der Stadt- und Hausfor-
schung. Sigrid Rughöft („Die Ei-
gnung der Wohnung für Hausarbeit
unter besonderer Berücksichtigung
der Sozialisation von Kindern") und
Gunhild Riemann („Kinderfreundli-
ches Wohnen in der Stadt - Bedin-
gungen und Konzepte", 79ARChP,
S. 72) beschäftigten sich im An-
schluß an Terlinden mit dem Ist-Zu-
stand der frauen- und kinderspezifi-
schen Bedingungen des Wohnbe-
reichs und entwickelten aus ihren
kritischen Analysen Forderungen
und Konzepte für einen frauen- und
kindgerechteren Arbeits- und Re-
produktionsbereich Wohnen. Eine
Gesamteinschätzung beider Vorträ-
ge ist hier nur schwer möglich, da sie
sich zur Verdeutlichung auf einzel-
ne Grundannahmen und Lösungs-
vorschläge beziehen müßte. Marijke
van Moorsei, die ihrer Themenstel-
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lung zufolge („Räumliches Konti-
nuum, Dynamik und Asymmetrie -
Aspekte frauenfreundlicher Räu-
me") den Bereich der konkreten
Utopie abdecken sollte, leistete sich
meiner Auffassung nach den heikel-
sten Beitrag der gesamten Veran-
staltung. Ihr „anschauliches", d. h.
selektives, aus Behauptungen, Vor-
urteilen und modischen mystifizie-
renden Elementen entwickeltes
Denkkonstrukt von femininen an-
thropologischen Konstanten und ihr
entsprechendes Deutungsmuster
fügen sich m. E. relativ nahtlos in die
alten und neueren, ähnlich, teils
identisch strukturierten Konstrukte
und Deutungsmuster konservativer
und reaktionärer Männer ein - na-
türlich mit umgekehrter Wertung.
Der erste Vortrag des zweiten Tages

von Veronika Keckstein, „Ge-
brauchsarchitektur - ein Plädoyer
für die Alltäglichkeit" (Vgl. 79
ARChT, S. 68) blieb auch tatsächlich
auf der Ebene eines allgemeinen
Plädoyers für eine Ästhetik des All-
tags, das sie aus „ganzheitlichen" Be-
trachtungen über den Gegenstand
und Postulaten von scheinbar an-
thropologischen Konstanten des all-
gemein Menschlichen, insbesonde-
re des Weiblichen („der Frau als sol-
cher") - natürlich versus des Männ-
lichen herzuleiten suchte. Wäre ich
meinem Drang zu Gehen gefolgt, so
hätte ich die Höhepunkte (für mich)
der gesamten Veranstaltung ver-
säumt, die mich für mein Ausharren
entschädigt haben. „Nachdenken"
sei ihre Tätigkeit, sagte Kerstin Dör-
höfer („Bau-Herren-Modelle. Zur
Ästhetik und Funktionalität in Ar-
chitektur und Städtebau"); dies
konnte ich in ihrem Vortrag auch
nachvoilziehen. Der Behauptung,
Architektur sei geschlechtsunspezi-
fisch (sächlich), stellte sie ihre Aus-
gangsthese entgegen, daß in der Ar-
chitektur das männliche Prinzip
herrsche. Diese These begründete
sie für mich plausibel wohl abge-
stimmt und geschickt in mehreren
Schritten und auf unterschiedlichen
Ebenen, der konkreten, phänome-
nologischen und theoretischen. Es
gelang ihr, eine ideengeschichtliche
Linie des ideologischen Hintergrun-
des von Architektur und Städtebau,
vor allem der männlichen Ord-
nungsvorstellungen und der ihnen
zugrunde liegenden Konstrukte an-
thropologischer Konstanten des
Männlichen und Weiblichen, ausge-
hend von der Antike und ihrer Wie-
derbelebung und Verfeinerung seit
der Renaissance über die Moderne
bis zur Postmoderne nachzuzeich-
nen und dabei den engen Zusam-
menhang von Architektur und Herr-
schaft, Klassenherrschaft und pa-
triarchaler Herrschaft, und die
Gesellschafllichkeit und Historizität
von Architektur und Städtebau her-
auszuarbeiten. Ihr Vortrag befand
sich auf der Höhe des heutigen For-
schungsstandes, soweit ich ihn ken-
ne, und ging teilweise hinsichtlich
der Fragestellung und Sichtweise
über ihn hinaus; er hätte m. E. eine
größere Öffentlichkeit verdient ge-
habt. Auf ähnlichem Niveau beweg-
te sich auch Luise King, die sich in
Abänderung des angekündigten
Themas („Positionen in Theorie und
Praxis") mit einem Teilaspekt von
Stadtentwicklung und städtischem
Leben auseinandersetzte, mit dem
Zusammenhang von Kultur und
Verkehr in der Stadt. Es würde hier
zu weit fuhren, die unterschiedli-
chen Schichten ihres Herangehens

an ihr Thema (Leitbilder, Stadt- und
Verkehrskonzepte, historische
Stadtentwicklung u.a.m.) und ihre
zahlreichen, kenntnisreichen An-
merkungen zur Frankfurter Situa-
tion auch nur aufzuführen, ge-
schweige denn kommentierend dar-
zustellen. Der durchweg informati-
ve und erhellende Beitrag litt aber
unter der Bedingung, daß King ihre
Forderung nach Geschwindigkeits-
beschränkung scheinbar nicht auf
ihr Vortragen anwenden zu müssen
glaubte.
Nach den nicht zu übersehenden

Fluktuationen am ersten Tag und
dem scheinbar geringeren Interesse
an den Themen des zweiten, war am
dritten Tag der Veranstaltungsraum
fast gefüllt. Grund: „Praxis" war an-
gesagt. Karin Baatzund Anne Raben-
schlag referierten über ihre, frauen-
spezifische Handlungsweisen in
Lehre und „Praxis" („Arbeitsberei-J
ehe von Architektinnen: Lehre und
Praxis - Gibt es eine frauenspezifi-
sche Architektur?"). Im Vorder-
grund stand ihre „Praxis" als „Fach-
frauen" bei einem Instandsetzungs-
und Modernisierungsprojekt in Ber-
lin-Kreuzberg; sie berichteten über
ihre Erfahrungen, Schwierigkeiten
und Erfolge bei der Durchsetzung
des Projekts (besetztes Haus - Lega-
lisierung), bei der Planung mit den
„Betroffenen" (Frauen) und bei der
Bauleitung mit den ausfuhrenden
Betrieben und Bauhandwerkern.
Auch Inken Baller ging im ersten
Teil ihrer Vorstellung auf ihre unter-
schiedlichen Erfahrungen im Stu-
dium und Beruf ein („Frauen und
Architektur - aus dem Berufsall-
tag"). Im zweiten Teil erläuterte sie
den Ansatz der Ballerschen Archi-
tekturproduktion (Ausgleich/„Mit-
te" zwischen den widerstrebenden
Polen in Gesellschaft und Ästhetik).
Daraus entwickelte sie dann, an-
schaulich gemacht an der Architek-
tur Gaudis, japanischer Villenarchi-
tektur und an einer Art PR-Tour
durch die bekannten Ballerschen
Projekte in Abgrenzung zu Projek-
ten der Konkurrenz, die Grundprin-
zipien der Ballerschen Architektur
(Aneignung, Vertrautheit, Über-
schaubarkeit und Aufgehobensein
in der Gruppe, Offenheit, Entwik-
klung der Raumelemente von innen
nach außen und von außen nach in-
nen und Vermittlung und aus sich
Herauswachsen der architektoni-
schen Elemente). Die Veranstaltung
war dann zu Ende, und ohne größe-
re Diskussion lief frau/man aus-
einander.

Erich Konter

Gustav Peichl. Zeichnungen & Zeich-
nungen, Archilektenskizzen und
IRONIMUS-A rchilekiurkahktuuren,
Hommage-Karikaturen über O. M.
Ungers. Richard Meier, Hans Hollein,
Robert Veniuri, Mario Bolta, James
Stirting, Aldo Rossi, J. P. Kieihues,
Charles Moore u. a.. Galerie Aedes,
Grolmanslraße 51, 1000 Berlin 12.
Telefon (0 30) 312 25 98.

Wir wollen unseren Service für nicht
so leicht zugängliche Fachliteratur
(Produkte von Selbstverlagen, klei-
nen Verlagen, Universitätspubli-
kationen usw.) verbessern. Bitte
schickt uns jeweils ein (kostenloses)
Probeexemplar entsprechender Ver-
öffentlichungen zu! Wichtig ist auch
die Angabe der Bestelladresse und
des Preises! Wir garantieren, daß
jedes uns zugestellte Probeexemplar
kostenlos in unserer Literatur-Wiese
aufgeführt wird, behalten uns aller-
dings das Recht vor, auch einmal
einen Kurzkommentar anzuhängen.
Belegexemplare können nicht zuge-
sandt werden. Sendungen unter
dem Kennwort Literatur-Wiese bitte
an Harald Bodenschatz, Pariser
Str. 52,1000 Berlin 15.

V. Augustin/H. Berger. Einwanderung
und Alltagskultur. Publica Verlagsge-
sellschafi. Berlin 1984. 128 Seiten.
Forster Straße in Berlin-Kreuzberg:
„Diese Studie handelt über einen
Straßenabschnitt ... Sie beschreibt
das Leben der Menschen dort früher
und heute ... Wir wollen an der
Forster Straße den Prozeß der ersten
wie der zweiten Einwanderung im
Kleinen studieren."

Neues Bauen - Neues Gestalten. Das
Neue Frankfurt - die neue Stadt. Eine
Zeitschrift zwischen 1926 und 1933.
Elefanten Press. Berlin 1984. 392 Sei-
ten. 58 DM.
Nachdruck ausgewählter Beiträge
der Zeitschrift Das Neue Frankfurt
mit einem einleitenden „Versuch
über das Neue Frankfurt" von Heinz
Hirdina.

Goerd Peschken. Stadtfreiheit und
Landesherrschaft. Berlin-Cölln im
Mittelalter. Eine Publikation des Mu-
seumspädagogischen Dienstes Berlin,
Hardenbergstr. 12, 1000 Berlin 12.
1984. 32 Seiten.

Joachim Schmalz. Das Stadtklima.
Ein Faktor der Bauwerks- und Städte-
planung. Verlag C. F. Müller. Karlsru-
he 1984.137 Seiten. 29,80 DM.
Ökologisches Gutachten im Auftrag
der IBA unter besonderer Berück-
sichtigung der Berliner Verhältnisse,
mit Beispielen aus Planungsge- bie-
ten der IBA.

Kommune-Initiative Emmaus Ndrh.
e. V.: Aufbruch zu neuen Lebensfor-
men. 1985. Broschüre mit 38 Seiten.
5 DM. Erhältlich bei Emmaus
Ndrh. e.V., Zentrum Dachsberg,
Rheurdter Str. 200, 4132 Kamp-
Lintfort.
Selbstdarstellung eines christlich in-
spirierten Vereins, der „aktiv an der
Lösung grundlegender Probleme
unserer Zeit" mitarbeiten will. „Sei-
ne Tätigkeitsgebiete sind offene So-
zialarbeit, Fnedensarbeit, Umwelt-
schutz und Entwicklungshilfe-"

Klaus M. Schmals (Hg.): Stadt und
Gesellschaft. Academic Verlag.
München 1983. 919 Seiten. 80 DM.
„Ein Arbeitsbuch, Reader und
Grundlagen werk, das anhand einer
repräsentativen Textauswahl einen
Überblick über die Entwicklung
und die aktuelle Ausformung einer
Theorie der Stadt ermöglicht."

L 'invention du parc. Parc de la Vilet-
te. Paris. Concours international
1982-1983. Graphite Editionsl
E.P.P. V. Dezember 1984. 256 Seiten.

* <«•**» Französisch/englische Darstellung

von Beiträgen zu diesem spektakulä-
ren Wettbewerb.

Biennale de Paris: Architecture 1985.
Vu de l'interieur ou la raison de l'ar-
chitecture. Pierre Mardage, editeur, 2,
Galerie des Princes, 1000 Bruxelles.
1985. 303 Seiten.

Galashow der „Architektenpromi-
nenz" in französisch/englisch, u. a.
mit den „Deutschen" Baller, Steidle

Siedlungen der zwanziger Jahre in
Niedersachsen. Arbeitshefte zur
Denkmalpflege in Niedersachsen 4.
217 Seiten. Institutfür Denkmalpflege,
Scharnhorststr. 1, 3 Hannover 1.

Mit Beiträgen von K. Hartmann, G.
und M. Lemke u. a.

Süddeutsche Bautradition im 20.
Jahrhundert. Architekten der Bayeri-
schen Akademie der Schönen Künste.
Katalog einer Ausstellung im Königs-
bau der Münchner Residenz vom
14. 3.-10. 5.1985. Gesamtherstellung:
Kastner & Callwey, München 1985.
292 Seiten.

H.-P. Gatzweiler/L. Runge. Laufende
Raumbeobachtung: Aktuelle Daten
zur Entwicklung der Städte, Kreise
und Gemeinden 1984. Bundesfor-
schungsanstalt für Landeskunde und
Raumordnung. Seminare-Symposien-
Arbeitspapiere, Heft 17/1984. 141 Sei-
ten. 14 DM. Erhältlich bei der BfLR,
Postfach 200130, 53 Bonn 2.

Informationshandbuch für alle an
räumlich orientierter Planung, Poli-
tik und Forschung Interessierte; ein-
zige Veröffentlichung, die in dieser
Form regelmäßig und bundesweit
flächendeckend, umfassende regio-
nalstatistische Informationen anbie-
tet.

Mehdi Mahabadi: Strukturanalyse ei-
ner Kleinstadt im Iran. Dargestellt am
Beispiel von Natanz. Beiträge zur
räumlichen Planung 8, Schriftenreihe
des FB Landespflege der Universität
Hannover. 267 Seiten. 29 DM. Erhält-
lich beim Institut für Grünplanung
und Gartenarchitektur der Uni Han-
nover, Herrenhäuser Str. 2, 3 Hanno-
ver 21.

Untersuchung der gegenwärtig herr-
schenden Verhältnisse, der histori-
schen Veränderung und den Ursa-
chen und Hintergründen dieser Ver-
änderung einer Kleinstadt im Iran.

Wolfgang Niess. Volkshäuser - Frei-
zeitheime - Kommunikationszentren.
Zum Wandel kultureller Infrastruktur
sozialer Bewegungen. Hagen 1984.449
Seiten. 18 DM. Erhältlich bei der Kul-
turpolitischen Gesellschaft, Stirnband
8-10, 58 Hagen 1.

Sehr detailreiche Arbeit über die aus
der Arbeiterbewegung entstande-
nen Volkshäuser (1848 bis 1933) so-
wie die aus den neuen sozialen Be-
wegungen entstandenen selbstver-
walteten Kommunikationszentren.

Gerrit Confurius. Sabbioneta oder die
schöne Kunst der Stadtgründung. Carl
Hanser Verlag. München 1985. 246
Seiten. 34 DM.
Lebendige Geschichte der berühm-
ten Idealstadt aus dem 16. Jahrhun-
dert in der Poebene.
Raumplanung 28/März 1985. Schwer-
punkt: Kommunaler Umweltschutz.
Zeitschriftbezug: Informationskreis
für Raumplanung, Postfach 500 500,
46 Dortmund 50. Preis einschl. Ver-
sandkosten: 8,80 DM.


